
Nummer 23 Berlin, 1. Dezember 1927 33. Jahrgang

VOLKSTÜMLICHE

ZEITSCHRIFT
für die gesamte Sozialversicherung

SCHRIFTLEITUNG: JOSEF AMAN

INHALTSVERZEICHNIS:
Das Rückgrat der Sozialversicherung

Stadtrat H. von Frankenberg, Braunschweig
Die Mitarbeit der Krankenkassen an dem statistischen

Meldedienst bei der neuen Reichsanstalt für Arbeits¬
vermittlung und Arbeitslosenversicherung

Referent Dr. Paul, Berlin

Die Wohlfahrtspflege der Stadt Wien

Arno Friedrich, Leipzig
Verwaltung / Rechtsprechung / Aufgaben und Lösungen

Literatur

Bezugspreis durch die Post vierteljährlich

50 Pfennig

Verlag und Schriftleitung: Berlin SO 36, Oranienstraße 40/41



BS

Die „Volkstümliche Zeitschrift fttr die gesamte Sozialversicherung"

ist das Blatt aller an der Sozialversicherung interessierten

Personen. Zur Bestellung benutzen Sie bitte den folgenden

BESTELLSCHEIN

9Irt bog gojjtowt flu

3d) beftelle t)iermii ab 1927 oom Serlage bes 3ential=

oerbanbes ber -ttngeffellten (0. Urban), '.Berlin 60 36, Oran.enf.ra&e 40*41

6turf
,
Uolfetümlirfie 3"titfa)rift fuc öic gefeinte ^ojiolöecfidjcrung'

jum Peeife oon utectel|ät)elix_f) 0,50 ttlocf

D'.ame:

.
ben 1927

2Bobnung:

_^ty«c«r'»«>ct?<yoyr*tvtyivrjfy^^

Verlag be< g.bl.ograpfr.fcfren 3i.ftitu.*, £eip3ig

&efd)id)te &er ©cutfc^en £ttetatur

3>on Profeffor Dr. fttiebtid) Wogt
unb -ßrofeijor Dr. 2Haf Äoc^

Girrte «Hufläge. SHft 182 Slbbilbungen Im Sert, 32tafeln
fn ftarbenbrucf ufu>. unb 38 £anbf_br.ften»<3eflagen, 3 33be.

3n Seinen geb. 36 SRm. ober Cn Jpalbleber geb. 48 3*m.

®eföiä)tebtrRutfifäm£itevatur
«Son Dr. Slrtyttr lutfjer

WUt 102 'S.bbtfbungen fm Heft, 5 Safein In $arbenbrutf
unb 'atjung unb 7 9anbfd)r(ften_> Beilagen. 3n Slelntn

gebunben 16 Am. ober fn ipalbieber gebunben 19 2vm.

3u begießen fcur<$ |ebe 23uc§l) anfclung

xXmJmtvti+Cm^u^ziZia&Cj^



VoikstümI idie Zeitsdiritt
fiir die gesamte Sozialversicherung

FACHZEITSCHRIFT DES ZENTRALVERBANDES DER ANGESTELLTEN

Berlin S036, Oranienstr. 40/41 / Erscheint halbmonatlich / Bezugspreis vierteljährlich 50 Pfennig

Nummer 23 I. Dezember 1927 33. Jahrgang

Das Rückgrat der Sozialversicherung.
Von Stadtrat H. von Frankenberg, Braunschweig.

Ein umfangreicher Aufbau wie die deutsche

Sozialversicherung hat einen festen Halt

nötig, der sie vor dem Zusammenbruch schützt.

Mit der Begeisterung für eine große, gemein¬
nützige, hilfsbereite Einrichtung allein lassen

sich «die Fürsorgemaßregeln nicht durchführen.

Die unablässig unternommenen Versuche des

Aufklär«ens und Belehrens sind zwar gut und

verdienen jeden Beistand — aber die ausge¬

dehnte Massenwirkung, auf die man bei den

v«erschiedenen Versicherungszweigen angewiesen
ist, kann nur erzielt werden, wenn man feste,

zuverlässige Stützpunkte hat, die selbst bei

starkem Widerstreb«en, bei gefährlichem Gegen¬
druck sich als geeignet erweisen.

Man hat deshalb von vornherein darauf Be¬

dacht genommen, das Werk sicher zu verankern

und ihm einen Rückhalt zu geben, der allen

offenen und versteckt«en Gegenbewegungen und

Erschütterungen Trotz bietet und wie mit

eisernen Klammern in das Erwerbsleben ein¬

greift, um ein Ausweichen und Absplittern nach

Möglichkeit zu verhindern: das ist der Zwang,
ohne den das gesamte Unternehmen in der Luft

schweben und die Leistungsfähigkeit gegenüber
den zu tragenden Lasten entbehren würde.

Nach allen Richtungen äußert sich «diese

zwingende Eigenschaft: bei der Abgrenzung der

Teilnehmer durch die Versicherungs¬
pflicht, bei der Aufbringung der Mittel

durch die Heranziehung der Arbeit¬

geber zur Beitragsleistung, bei der

Regelung der Versicherungsfälle durch die Fest¬

legung bestimmter Ansprüche, die in einem

besonderen Verfahren geschützt und gewähr¬
leistet sind.

Man braucht sich nur vorzustellen, wie es

mit der Verwirklichung der Fürsorge bestellt

sein würde, wenn man alles auf den freien

Entschluß, auf das selbständige Belieben d^r

Versicherten ankommen ließe, ob sie die nötige
Einsicht zum Beitritt bekunden wollen oder

nicht — und man wird alsbald zugeben, daß

«damit wenig oder gar nichts erreicht werden

könnte. Die wohltätige, ausgleichende Wirkung,
die sich daraus entwickelt, daß «die guten und

die ungünstigeren Risiken einheitlich zusammen¬

gefaßt werden, ginge rettungslos verloren, die

Versicherungsfälle würden sich in einem argen

Mißverhältnis zu der Teilnehmerzahl häufen,
und viele Leute würden auf den Beitritt in der

Meinung verzichten, daß so bald ihnen nichts

zustoßen werde. Der vergleichende Hinweis

auf die Ersatzkassen und deren Leistungs¬
fähigkeit paßt nicht: sie sind durch das Ent¬

gegenkommen d«es Gesetzgebers in der ange¬

nehmen Lage, sich aussuchen zu können, wen

sie als Mitglied haben und wen sie wegen

zweifelhafter Gesundheit abweisen wollen, so

daß der Rest der zu Versichernden den schwer

dadurch belasteten Zwangskassen anheimfällt.

Auf solcher Grundlage ist es leicht, Sonder¬

einrichtungen zu schaffen und zu erhalten. Daß

man neben den Versicherungs Pflichtigen
auch Versicherungs berechtigte bei der So¬

zialversicherung zulaßt, ist eine verständige Er¬

gänzung, eine Angli«?derung an die Haupt-

gruppeiv so daß Kleinbetriebsunternehmern,

Familienangehörigen ohne entgeltliches Arbeits¬

verhältnis, aus der Beschäftigung Ausgetretenen
und anderen Teilnahmelustigen der Anschluß

ermöglicht bleibt und keine getrennte Verwal¬

tung für sie nötig wird.

Die Notwendigkeit, von den Arbeit¬

gebern die Beiträge zahlen zu

lassen, findet für die Versicherungspflich¬
tigen in zwei Umständen ihren Grund: man hat

sich überzeugt, daß es durchaus der Billigkeit

entspricht, wenn die Last nicht ausschließlich

den Versicherten aufgebürdet wird, denn das

Ergebnis der Arbeitsleistung kommt den Unter¬

nehmern zustatten, die Ansammlung von Rück¬

lagen bei den Beschäftigten, die aus der Hand

in den Mund zu leben pflegen, darf in aus¬

reichendem Umfange nicht .erwartet werden,
und je größer der Betrieb ist, desto natürlicher

erscheint mit Recht das Einzugsverfahren in

der Weise, daß sich die Versicherungsstelle an

den Arbeitgeber sowohl für seinen Anteil wie



für den der Versicherten hält Die UnzutrSg-

lichkeiten, die sich bisweilen «daraus ergeben,
daß ein gewissenloser «oder saumseliger Unter¬

nehmer seinem Personal zwar vom Lohn oder

Gehalt dessen Beitragsteile abzieht, aber die Ab¬

führung an die Versicherung unterläßt, sind

verhältnismäßig unbedeutend gegenüber der

Unsicherheit und den geschäftlichen Schwierig¬

keiten, die sich herausstellen würden, wenn «die

Versicherungsstelle (Krankenkasse, Versiehe

rungsonstalt usw.) mit je«dem Arbeiter und An¬

gestellten abrechnen sollte. Die Melde¬

pflicht, die bei den Krankenkassen neuer¬

dings wesentlich vereinfacht und erleichtert ist,
bei den Berufsgenossenschaften nur den Betrieb

als solchen berührt, während man sich im

übrigen mit LohnnachWeisungen «oder Bedarfs-

schätzungen zweckmäßig behilft, und bei den

Versicherungsanstalten bis auf «die Beschaffung
und Erneuerung der Quittungskarten überhaupt
nicht in Betracht kommt, enthält keinesfalls so

arge Belästigungen, daß man ihre unleugbaren
Vorteile und den dadurch erzielten Ueberblick

preisgeben möchte.

Das gesamte Rüstzeug der Sozialversicherung
wäre wertlos, wenn man nicht dafür gesorgt

hÄtte, daß die Durchführung der An¬

sprüche ausreichend gesichert ist. Schon

darin, «daß «die Versicherungsträger gewisse

Regelleistungen gewähr«en müssen und darunter

nicht mit ihren Darbietungen hinabgeh«en dür¬

fen, liegt eine Gewährleistung. Für die Unfall¬

versicherung kommt die (leider bei den anderen

Versicherungszweigen noch fehlende) nützliche

Vorschrift hinzu, «daß die Ansprüche der B«e-

teiligten im beschleunigten Verfah¬

ren von Amts wegen festzustellen

sind. Immerhin durchzieht «die ganzen Vor¬

schriften über «das Verfahren vor den Spruch¬
behörden d«er Grundgedanke, daß «die Versich«e-

rungs-, Ober-, Land«esversicherungsämter und

«das Reichsversicherungsamt nicht auf «das

manchmal sehr unzulängliche und ungeschickte
Vorbringen der Parteien angewi«esen sind, son¬

dern aus ihrem sozialen Pflichtgefühl heraus

dem Dienste der Wahrheit und d«es Rechts sich

widmen sollen. Neben dem Zwange der Be¬

teiligung und der Beitragsentrichtung bildet

dieses starke und entschlossene Betonen eines

vom Fürsorgegeist und vom ausgleichenden
Wohlwollen getragenen Verfahr«ens eine der

wertvollsten Stützen der ganzen Einrichtung.

Die Mitarbeit der Krankenkassen an dem statistischen

Meldedienst bei der neuen Reichsanstalt für Arbeits¬

vermittlung und Arbeitslosenversicherung^
Von Dr. Paul, Berlin,

Referent in der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung.

Im Rahmen des neuen Gesetzes über Arbeits¬

vermittlung und Arbeitslosenversicherung

vom 16. Juli 1927 (Reichsgesetzblatt I S. 187)

ist den Krankenkassen eine wesentliche

Mitarbeit zugewiesen worden, «die für die

Arbeitslosenversicherung von größter Be¬

deutung ist. Die Krankenversicherung wird

durch eine Reihe von Bestimmungen des

AVAVG. unmittelbar berührt. Die Arbeits¬

losenversicherung hat auf eine eigene Umgren¬

zung ihres Versichertenkreises verzichtet, sie

hat vielmehr mit wenigen Ausnahmen die Kran-

kenversirherungspflichtigen der Arbeitslosen¬

versicherung unterworfen und diesen Kreis um

die höher bezahlten, nicht krankenversiche-

run^spflichtigen Angestellten erweitert. Auch

die Einziehung der Beitrüge zur Arbeitslosen¬

versicherung ist wieder wie in der bisherigen
Erwerbslosenfürsorge mit der Einziehung der

Krankem ersichcrungsbeitrüge verbunden wor¬

den. Endlich erwächst den Krankenkassen in

der Krankenversicherung der Arbeitslosen noch

eine besondere Aufgabe.

Die Beiträge zur Arbeitslosenver¬

sicherung, die von den Krankenkassen als

Zuschläge zu den Krankenkassenversicherungs-
beiträten erhoben werden, sind an die Reichs¬

anstalt abzuführen. Die Krankenkassen führen

«die Beiträge an das Londesarbeitsamt ab, in

dessen Bezirk sie ihren Sitz haben, «die Reichs¬

knappschaft an das Landesarbeitsamt, in dessen

Bezirk die einhebende Reichsknappschaft ihren

Sitz hat, die Seekasse an «die Hauptstelle der

Reichsanstalt. Bei Betriebskrankenkassen und

Ersatzkassen, die außerhalb des Landesarbeits¬

amtsbezirks, in dem sie ihren Sitz haben, selb¬

ständig abrechnende Zweigstellen unterhalten,

werden die Zweigstellen mit als Einzugsstellen

herangezogen. Auf «diese Weise wird verhindert,

daß die Beiträge sämtlich dem Land«esarbeitsamt

des Hauptsitzes der Betriebskrankenkasse oder

Ersatzkasse zufließen und den Landesarbeits¬

ämtern entgehen, die im Unterstützungsfalle für

die Arbeitslosen- oder Krisenunterstützung auf¬

zukommen haben.

Zur ordnungsmäßigen Durchführung «dieser

Aufgaben sind die An« und Abmeldun¬

gen der gegen Arbeitslosigkeit versicherten

Personen ebenfalls an die Krankenkassen oder

deren Zweigstellen zu erstatten. Soweit Kranken-

und Arbeitslosenversicherung zusammenfallen,

gilt die zur Krankenversicherung erfolgte An¬

meldung zugleich als Meldung zur Arbeitslosen¬

versicherung. In den übrigen Fällen aber, ins¬

besondere in den Fällen der Ang«estellten mit

einem Jahr««arbeitsverdienst von über 3600 RM.,
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ist eine besondere Meldung vorgeschrieben.
Außerdem ist beim Ausscheiden eines Ver¬

sicherten aus der Krankenversicherung anzu¬

zeigen, ob die Beschäftigung der Arbeitslosen¬

versicherung unterlag oder nicht.

Die Krankenkassen sind somit in der Lage,
laufend .Meldungen über den Zu- und

Abgang und den Bestand an Mit¬

gliedern sowie über den Personen¬

kreis der Arbeitslosenversiche¬

rung zu erstatten. Da die Krankenkassen

ohnedies für die Einziehung, Abführung, Ver¬

waltung und Abrechnung der Beiträge zur

Reichsanstalt auf Grund der Verordnung des

Reichsarbeitsministers vom 23. September 1927

(Reichsgesetzblatt I S. 305) besondere

Buchungseinrichtungen treffen und

mit den Landesarbeitsämtern monatliche Ab¬

rechnungen vornehmen müssen, dürfte sich der

für die Statistik erforderliche Meldedienst

von den Krankenkassen ohne besondere

Schwierigkeiten durchführen lassen. Die

Berichtsvordrucke sind den Krankenkassen durch

die Versicherungsämter bereits Anfang Oktober

1927 für die Zeit vom 1. Oktober 1927 bis

31. März 1928 zugestellt worden. Die Berichte

sind monatlich zu erstatten und so rechtzeitig
abzusenden, daß sie spätestens am 11. jeden
Monats bei dem Landesarbeitsamt vorliegen, in

dessen Bezirk die Krankenkasse ihren Sitz hat.

Etwa 6000 Krankenkassen mit einem Mitglieder¬
bestand von rund 14 bis 15 Millionen Ver¬

sicherten haben der Reichsarbeitsver¬

waltung schon seit Jahren monatlich

freiwillig über ihren Mitgliederbestand berichtet.

Im Interesse der Arbeitslosenversicherung und

nicht zuletzt auch der Krankenversicherung
selbst ist zu wünschen, daß sich die sämt¬

lichen reichsgesetzlichen Krankenkassen, die

Reichsknappschait und die Ersatzkassen aus¬

nahmslos der im Verhältnis zum Erfolg gerin¬

gen Arbeit, die mit der Ausfüllung des Berichts¬

vordrucks verbunden ist, unterziehen. Mit der

Geschlossenheit derBerichterstat-

tung steht und fällt der Wert der
Statistik. Es kommt auf den letzten

Berichtsvordruck auch der kleinsten Kran¬

kenkasse an, wenn die von den anderen Kassen

geleistete Arbeit nicht vergeblich sein soll.

Damit die Ergebnisse der Statistik jederzeit
g e b i e 11 i c h aufgestellt werden können und

ein vollständiger und zuverlässiger Ueberblick

über die Lage auf dem Arbeitsmarkt gewonnen

wird, sind bei den Betriebskrankenkassen und

Ersatzkassen die mit ihrer Hauptverwaltung
selbständig abrechnenden Zweig¬
stellen mit zur Berichterstattung" heran-

gezogen worden. Die Zweigstellen haben die

Berichte an das Landesarbeitsamt einzusenden,
in dessen Bezirk sie ihren Sitz haben. Mit

einigen größeren Ersatzkassen sind hiervon ab¬

weichend Sonderabmachungen getroffen worden.

Die Landesarbeitsämter haben auf

Grund der Bekanntmachung des Vorstandes der

Reichsanstalt vom 3. Oktober 1927 — VIII 1030 —

die von den Krankenkassen eingehenden Nach¬

weisungen zu sammeln und zu prüfen und bis

zum 12. jf*den Monats an die Hauptstelle der

Reichsanstalt weiterzusenden. Diese Regelung
gilt nur solange, als die Aufarbeitung der

Statistik bei der Hauptstelle der Reichsanstalt

zu erfolgen hat.

Die Ergebnisse der Monatsstati¬

stik, insbesondere die Zahlen über den Be-

sefuiftigungs- und Krankenstand, die Bewegung
im Mitgliederbestand der Krankenkassen, der

Personenkreis der Arbeitslosenversicherung usw.

sind nicht nur für die Reichsanstalt selbst,
sondern auch für die Krankenkassen und die

Allgemeinheit von höchsterBedeutung.
Dabei ist aber Voraussetzung, daß sich die

Statistik auf den gesamten Beobachtungskreis
erstreckt« Dieses Ziel wird erreicht, wenn sämt¬

liche beteiligten Stellen, die Krankenkas¬

sen und die Landesarbeitsämter, sich

der Mitarbeit willig unterziehen und die ihnen

obliegenden Aufgaben pflichtgemäß erfüllen.

Die Wohlfahrtspflege der Stadt Wien.
Von Arno F r i e

Die
Jugendfürsorge geht alle an. Sie ist und

bleibt das einzige Mittel, «unser Volk am

Leben zu erhalten. Sie ist das Mittel, das Volk

arbeitsfähig und beanspruchbar zu machen.

Denn keine Generation lebt für sich selbst und

durch sich selbst. Sie hat der früheren zu

danken, der folgenden zu helfen. Nur wenn

sich alle dessen bewußt sind, daß sie als Mit-

glieder einer Generation die gesamte Verant¬

wortung für das Schicksal der nächsten zu

tragen haben, nur dann wird die Fürsorge nicht

nur leisten, was sie zu leisten verpflichtet ist,

sondern wirksam sein in jenem Geiste echter

Fürsorge, von dem einleitend gesprochen

d r i c h
, Leipzig.

wurde. Für die Familie ist der Kampf ums Da¬

sein bedeutungslos, wenn das Errungen«* nicht

den Kindern zugute kommen soll. Für ein Volk,
für eine Klasse aber ist der Kampf ums Dasein,

sind Errungenschaften der Kultur hinfällig und

bedeutungslos, wenn niemand da ist, der diese

Errungenschaften fortzuführen imstande ist. d«er

Nutznießer des Kampfes sein kann. Das Prole¬

tariat in seinem schweren Kampfe mühte ver¬

zagen, wüßte es nicht, daß hinter jedem der

einen Generation ein anderer der nächsten steht,

der die Waffe dort übernimmt, wo sie aus den

müden Händen des Vordermanns faüt. Man

arbeitet, wirkt und kämpft für die nächst«» Ge-

Volkst. 4U:i



neration und für ihre Kinder in der Hoffnung
auf das siegreiche Ende dieses Kampfes, welches

doch nur von unseren Kindern erstritten und er¬

lebt werden kann. Wer sieh das vor Augen

kBit, wird begr«eif«en, was Fürsorge heißt." Aua

diesen Worten seines verdienstvollen Leiters,

des aufführenden Stadtrats Herrn Prof« ssor

Dr. laudier spricht so r< cht in markanten Zü¬

gen der Geist und das Ziel der Wohlfahrtspflege
der Stadt Wien« Es wird deshalb nicht un¬

interessant sein, sich einmal mit diesem groß¬

zügigen Hilfswerke des näheren bekannt zu

machen.

Die offizielle Grundlage der menschlichen Ge¬

meinschaft und der menschlichen Vermehrung

bildet in unserer Gesellschaftsordnung die Ehe.

In dei Erkenntnis nun, daß mit der Gründung
der Artenverbindung zweier Menschen, mittel¬

bar auch die Entwickelung der Nachkommen¬

schaft geregelt wird, hat die Stadt Wien eine

öffentliche Eheberatungsstelle geschaffen, in der

die Ehebewerber darüber beraten werden, ob

ihre» geistige und körperliche? Verfassung mit

Wahrscheinlichkeit verspricht, daß die von

ihnen gezeugten Nachkommen auch geistig
und körperlich gesunde Menschen sein künne*n.

Dabei wird in der Aufsuchung der Beratungs¬

stelle keineswegs ein Zwang ausgeübt; lediglich

der Ruf an das innere Verantwortungsgefühl
über die Schicksnlskestimmung ihrer Kineler

läßt in ziemlieh ansteigender Zahl die Ehe-

bewerfacr «den Weg zu dieser vorsorgenden
Fürsorgerinrichtung finden. Leider ist es fast

unmöglich, den u« schaffen* n Wert statistisch KU

erfass« n; libcT auch ohnedem läßt diese Ein¬

richtung klar «trkei nen, dali sie» einen überaus

Wertvolk n Faktor der Gesundheitsfürsorge eines

Volk« s darstellt.

Die* St.»dt Wien ist W< iter bemüht, die indi-

«vidlH He Fürsorge so frühzeitig wie möglich ein¬

zusetzen Sie geht hierbei davon aus, daß das*

Geschöpf im Mutterleibe durch den Zustand «der

Mutter ber«tili im wesentlichen beeinflußt wird.

Gewählt sie der Schwangeren die notwendige

Hilfe, dann wird auch das Schicksal des zu¬

künftigen Kindes sehr günstig davon gestaltet

«werden« Diese- Schwangerenfürsorge sieht ins¬

besondere vor Unterstützungen durdi Geld-

b'tiüge. Kleidungs- und Nahrungsmittel und

eine «eingeh«en«de Beratung über das Vei halt en

während dw Zeit der Schwangerschaft. Zur

Hauptsache mit gilt diese Fürsorge aber d<*r

Erfassung d«'r syphilitischen Erkrankungen d *:

Mütter. In d^n bestehenden 29 Mutterberatungs¬
stellen können sich die Schwangeren auf ihr« n

(Gesundheitszustand untersuchen lassen. Ergibt
der Wassermannbefund ein«: positiv j Reaktion,

«erhält di«- Schwai gere ein« n Behandlungssch«ein,
der ihr i rn öglicht, sich kostenlos behandeln zu

lassen; l>< tii det sie sich aber in gesundem Zu¬

stande, so erhalt sie ebenfalls eine B«escheini-

gung darüber ausgefertigt. Erscheint die Mutter,

die sich bereits in den ersten vier Schwanger-
Schaftsmonaten hat untersuchen lassen, nach

ihrer Niederkunft mit dem Behandlungsnachweis
oder Gesundheitsbescheinigung und bringt ihi

Kind zur weiteren Befürsorgung, so erhält si«

aus Ge*meindemitteln, abgese hen von der üb¬

lichen Wochenfürsorgehilfe, einen G<jldbetra«j
von 40 Schillingen. Diese Prämie, deren Ver¬

wendungsmöglichkeiten zur Zeit einer Entbin¬

dung wohl keinesfalls bestritten werden, be¬

zweckt, daß sich ein großer Teil schwangen«-.
Frauen diesen Untersuchungen unterzieht und

damit sehr erfolgreich zur Bekärrpfumg der Erb¬

syphilis beitiägt. Im Jahre 1926 wurden dies«

Mutterberatungsstellen von 52000 Müttern in

Anspruch genommen.

Befinden sich die Schwangeren aber in Ver¬

hältnissen, die einen guten Verlai f der Ent¬

bindung nicht gewährleisten, für eine solch«1

überhaupt unmöglich wären, so steht ihn« i

die Benutzung «des Entbindungsheims offen.

Dieses Heim, das durch seinen mit Gemeinde¬

ratsbeschluß vom 11. November 1924 genehmig¬
ten Umbuu mit den neuzeitlichsten hygienisch«!»
und geburtshilflichen Einrichtungen versehen

ist, kann den Wöchnerinnen in ihrer schwerster.

Stunde* die weitestgehende Hilfe bieten. Die Aus¬

stattung der Behandlungsräume, Gebürzimmer,

Krankc nzimmer, Säuglingssäle», Operationssäle,
Aefenthaitsräumo und all der anderen vorhan¬

denen Räumlichkeiten prägen «diese Anstalt IU

einer Einrichtung, deren sich auf de in «Gebfete

der Geburtshilfe wohl die» wenigsten Stadt«-

rühmen können«

Je de- «Geburt in de*r Stadt Wien wird ohne

Ausnahme auch von der Fürsorge erfaßt; «denn

jede» Anzeige eines neuen Erdenbürgers wird

uueh d«em Zentruljeger.damte «übermittelt, das

dann die Distriktsfürsorgerin mit «dem weiteren

betraut. Ende 1926 waren in dieser Stadt 5000

Fttrsoi g«eräte und Ffl«rsorg«erätinn«en e hr«-namt-

lieh tätig. Rund 37000 ständige Fürsorge fäll«*

hatte im gleichen Jahre allein das Jugendamt

zu betreuen und am 31. Mai 1926 standen ins¬

gesamt 82300 Personen In der Fürsorge «dei

Stadt Wien, Die se» Zahlen aber nur zum besseren

Verständnis dieses g«ewaltigen Hilfswerkes

ra benbei Bei 3ir«em ersten Besuch überreicht

die- Fürsorgerin, gleichsam als B<grüßungs-

geftchenk der Stadt Wien, jedem kleinen Erden¬

bürger eine vollständige Säuglingsausstattung.
Ai I der Ausstellung „Wien und die* Wienei

konnte ich mich über/ergen, daß wohl die we¬

nigsten Ehefrauen unserer versicherten Bevölke¬

rungskreise ihre» Kinder mit einer solch aus-

i «Gehenden Bekleidung empfangen konnten

Liegt aber in di«eser Fürsorge nicht schon ein

wertvoller Schutz?

Dieser «erste Besuch der Fürsorgerin gilt abei

auch zugleich als Anhalt für das weitere Ein¬

greifen der Fürsorge. Befin«det sieh das K'nd

in guten Händen, dann ist der eiste» Besuch
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gleichzeitig auch der letzte gewesen. Leichtere

Schäden werden durch einmalige oder laufende

geldliche Erziehungsbeiträge oder Nahrungs-

mittelüberweisurgen behoben. Handelt es sich

um uneheliche Kinder, deren Vater eine Ali¬

mentenzahlung verweigert, dann sorgt das Ju¬

gendamt in seiner Eigenschaft als Generalvor-

mund auch für Abstellung «dieser Mängel. Be¬

steht allerdings die Möglichkeit nicht, das Neu¬

geborene in den Händen der Mutter zu belassen,

dann übernimmt die Gemeinde Wien auf dem

Wege der Kinderübernahmesteile das Kind,

um es entweder zu Pflegeeltern zu geben odei

Kn eigens dafür gebauten Anstalten unterzu¬

bringen.

Zur Erledigung der umfangreichen Süuglings-

fürsorge ist im IX. Bezirk die Kinderübernahme-

stelle — wohl die größte auf der ganzen Welt—

eingerichtet worden. Nach ihrer Verwendung,

zerfällt sie in zwei völlig getrennte Abteilungen,
der eigentlichen Uebernahmestelle und der Her«

berge der Kinderübernahme^stelle. In den Warte¬

räumen der Uebernahmestelle spiegelt sich nun

all die erschütternde Not, von der eine große
Anzahl Kinder bereits in ihrem frühesten Alter

betroffen werden. Die erste Untersuchung eine/s

jeden Kindes wiid in der Uebernahmestelle vor¬

genommen. Wird festgestellt, daß das Kind in

seinem bisherigen Heime belassen werden kann,

so wird durch Geldaushilfen, Bekleidung usw.

versucht, die Not zu beheben. Von dieser Stell«*

aus weiden auch die4 bereits in Pflege befind¬

lichen Kinder jährlich zweimal vollständig be¬

kleidet. Ist «die Möglichkeit aber nicht vorhan¬

den, die Kinder in ihrem bisherigem Aufenthalts¬

orte auch weiterhin zu belassen, so werden sie'

der zweiten Abteilung, der Herberge überwiesen.

Diese besteht aus 228 Betten und ist in sechs

einzelne Stationen getrennt, eine Station für

Säuglinge, für Kihchlinge (zwischen erstem und

z wertem Lebensjahre)., eine Klernkindenstntion,
Isolier- und Krankeustation und je eine Station

für schulpflichtige Knaben und Mädchen. Die

Wirksamkeit «dieser Kind«erübernahmesftelle geht
am b«saten aus folgender Zusammenstellung
hervor. Im Jahre 1926 kamen 3324 Fälle zur

Aufnahme», die sich nach Aufnahmegl ünden

wie folgt gliedern:

Spitalaufnahme de»r Angehörigen .
805

Armut (Arbeitslosigkeit) . .
394

Otxiachlosigkeit . . ....
505

Gesundheitliche Gefährdung ... »133

Sittlich«* Gefühl düng 77

Verwahrung (Gerichtsabnahme) . .
313

Erziehungsfälle 270

Rückstellung an das Pfl«eg«e» oder Er¬

holungsheim .
426

Elternkonflikte 153

Bettnässen 1

Strafhaft der Eltern 92

Abnahme der Pflegeparten 95

Summa 332-1

Von den im Jahre 1926 in der Kinderüber¬

nnhmestelle aufgenommenen Kindern wurden*

abgegeben:
Kinder

in Gemeindeanstalten 1926

in Privatanstalten
. .

316

in Privatpflege ...
570

zu den Eltern zurück 403

in die Heimatsgemeinde 38

in Spitäler . .
62

Zusammen 3324

In diesen kurzen Schilderungen muß diese

Einrichtung etwas nüchtern wirken. Das ist aber

keineswegs der Fall; im Gegenteil, bereits der

Gesamtanblick des Gebäudes mit seinen

schönen Anlagen und den vielen Veranden hin¬

wirkt einen imposanten Eindruck. Aber auch

die Inneneinrichtung braucht sich vor den best¬

eingerichteten Privatsanatorien nicht zu ver¬

stecken. Beobachtet man die Kleinen auf ihren

großen Spielplätzen, den luftigen und sonnigen

Spielhallen, den freundlich eingerichteten läge*
uud Schlafräumen, dann ist man sich klar, daß

diese Kinder während ihres ganzen Lebens ihrer

Vaterstadt für diese Hilfe dankbar sein werden.

Die Unterbringung der Kinder bei Pflege^
eitern braucht wohl nicht besonders ausgeführt
zu werden, da diese Einrichtung durch gesetZ*
liche und kommunale Bestimmungen auch in

anderen Städten zum Besten geregelt ist.

Die erfolgreiche Wirkung «dieser eingebenden

Säuglingsfürsorge kann sehr gut an folgender
Statistik ersehen werden:

Jahr Einwohner u
Jl#I^lV!L€

i
überhaupt

im 1. Le ensjslire

1022 1860 890 30068 4147

1023 1864136 25 480 3026

1924 1867027 25 177 2 724

1025 1800 231 24 346 2086

1020 1866800 25 380 1 8S8

Bis zum schulpflichtigen Alter werden die-

Kinder- durch die segenannte K!< inkinde i iür-

sorge* betreut, «die zur Hauptsache- mit Hilfe de;

Kindergärten ihre Aufgaben bewältigt. Ende

1026 besaß die Stadt Wien (W Kindei gälten mit

zusammen 256 Abteilungen« Die» Sn.tistik nach

ehrn Stan«de vorn Dezember 1923 weist nach,

daß 240 Kindergärtnerinnen und 120 Kind«er«

Wärterinnen mit der B«etreuung der Kinder be¬

schäftigt wurden; eing«eschrieb« n<* Kind«r zählte

man 7 440 und 4 703 Frühstücks» unel 3 04:« Mit»

tagsspeisungen weiden täglich verabreicht. Die

Kindergürt« n werden «entw«eder als Normal-

kindergärten, von 8 Uhr früh bis 12 Uhr mitti gs

und von 2 bis 4 Uhr nachmittags ohne Ai _*-

Speisung, oder als Volkskinde rgärten, von 7 Uhr

fi üh bis () Uhi abends mit Frühstücks- und Mit¬

tagsausspeisung, betrieben« Gewi besteh sn

.i ch in anderen Städt«en Kindergärten, abei

diese vorbildliche Gärten mit ihren großen
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Purtionon

in der«

Räumen, in «denen besonders die weisen Minia-

tuimöbel anheimeln, ihre Badeeinrichtungen,

ihre Turnsäle mit Schlafgelegenheiten und den

Spielplätzen mit Planschbecken lassen klar er¬

kennen, dab diese systematische Erziehung, Be¬

köstigung und Bildung zu Erfolgen führen, die

erst genügend gewertet werden können, wenn

man der Zustände gedenkt, die in den früheren

Jahren beim Fehlen di«*s«»r Gärten in den

Kreisen der Kleinkinder einer Großstadt vor¬

handen waren.

Nach Aufnahm« der Kind«-r in die Schule

tritt für diese die Schulfürsorge «ein. Um diese

Kind«*r überhaupt der Straße zu entziehen, wur¬

den bis Ende 1°20 34 Horte mit 104 Abteilungen

eingerichtet, deren Aufgabe es ist, die Kinder

mit Bastelarbeiten und anderen Sachen zu be¬

schäftigen. Diese Horte sind von 11 Uhr vor¬

mittags bis 6 Uhr abends geöffnet und geben
auch Mittagsausspeisungen /ib.

Ueberhaupt bildet die Schulausspeisung einen

nicht unwesentlichen Faktor. Werden doch

nach folgender Statistik über 20 000 Kinder¬

garten- und Schulkinder di«ks«>r Hilfe zuteil.

Beginn der Fürsorge am 18. September 1922:

Durch-
¦chn «tll. Tett-

iialtiMf (Sgl.

Schul- Stä U Schul-Stikh.

speise- Ki"df*r- speis Ki* d.-

steilen gürten ste 1 jjärt.

v. IS. Sept. b. 31. Dei. 1922 839849 445187 7618 1374

.
l.Jiin. ..

.V.
..

1923 13318.43 S46949 11600 1850

..1. ..
31 ..

1924 4 037 574 697553 13 500 2 400

N
i SI. ..

1925 3479584 876050 11880 3925

1 81. ..
1926 4674963 1103789 15570 3 Ton

1. ..
15.Virr 1927 957 400 269875 15990 4500

Was nützt aber eine- ausreichende Ernährung,

w«nn nicht für eine gute Verdauung geborgt

würd«\ Deshalb legt die Stadt Wien «rn«r\

gi oben Wert auf eine systematische Schulzahn¬

pflege. Was vordem bereits in den Kindergärten

mit allen Insassen als ern«* «rste Voraussetzung

de-s täglichen Lebens geübt wurde, wird in den

Schulen für die Allgemeinheit erstrebt.

Bereits im ersten Schuljahre werden die* neu¬

aufgenommenen Kinder dern Zahnärzte vor¬

gestellt. Halbjahrsweise erfolgt dann eine

wertere- Untersuchung bis zum letzten Schul¬

jahr«-. Die dabei festgestellten Fehler werden

in den zwölf mit der neuzeitlichsten Apparatur

eingerichteten Schulzahnkliniken behandelt.

Nebenher werden di«* Kinder von den Assisten¬

ten zu einer sachgemäßen Zahnreinigung ange-

halten und bei {«eder Untersuchung wird darauf

geachtet, «dafi die Kinder ihre Zahnbürsten zur

Kontrolle mitbringen. Damit soll gleichzeitig
bezw«eckt werd«en, dah diese Schulkinder auch

ihre älteren Geschwist«er und meistenteils ihre

Eltern für eine regelmäßige Zahnreinigung in¬

teressieren und daher zugleich die Trag« ein«er

w«ertvoll«en Krankheitsvorbeugung bilden. Ueber

di«* Leistungen der Schulzahnkliniken soll aber

folgend«» ZusamrnensteJlung Zeugnis ableg«en:

Leistungen d. Schulzahnkliniken im Jahre 1923 26:

L m tf ci %> _m * Jz *>

p3Cß rz tt J.*^ c
_

u
fc

_.,
3 _E 2 -c"O«0 *c

^S §£ Je** 1*
*+ 'f. CO 0t .mm «fc «*

(*> _

•—

XT .ü rr *- O «
"

2 r *>

Untersuchungen 11410 1730 1637 14 777

Revisionen 4 800 — 106 4 906

AiTiaiL'ainfülUtngen 16 237 1403 2 652 20 292

Zement >üllui%ff«M 1805 535 470 2 810

\Xr r*. lbehandlunjrssitzunßen. 5 405 2 887 1852 10 144

Mitcratmestrttki on«en . . . 6199 1246 662 8107

Fxtr«ktonen bleibender Zahre 94 280 130 504

StUunit«ra 45*>7^ 6 352 7 757 59 78*

Z*hmr«6tniffung dur< h den Arzt 18 *7*s — 1 870 20 148

Bürstenunterricht #6769 — 7 860 54 640

In der weiteren Erkenntnis, daß dem körper¬

lichen Aufbau der Kinder gerade in diesem

Alter eine besondere Aufmerksamkeit zuzu¬

wenden ist, ermöglicht die Stadt Wien einem

groben Teil der Schulkinder ihre Ferien auf

dem Lande, im Gebirge oder an der See zu ver¬

bringen. Diese Organisation des Wiener Ju¬

gendhilfswerks, kurz als „Wijug" bezeichnet,

wirkt so erfolgreich, dab jährlich rund 35 000

Kinder volle 5 Wochen außerhalb Wiens in

guter Erholung verbringen können.

Außer diesen, vorstehend insbesondere her¬

vorgehobenen Einrichtungen wird die gesamte

Ji:g« ndfürsoige noch von anderen Hilfswerken

«erweitert, die in Kinderanstalten (Waisen¬

häuser, Erziehungsanstalten, Kinderheilanstalten,

Kinderspitale) und anderen großstädtischen Ein¬

richtungen ihren Niederschlag gefunden haben.

Daß die Fürsorge der* Erwachsenen ebenfalls

von einer vorbildlichen Organisation beherrscht

wird, sei hier nur im ollgemeinen anerkennend

festgestellt. Die gesamte Fürsorgetätigkeit wird

aber se»hr erfolgreich an folgendem Vergleich

demonstriert: ,9,4 ,Q2()

Jugendfürsorgeanstalten . ¦ .
1200 3044

Tuberkulosefürsorgeanstalten .
625 1236

Krankenanstalten 990 165o

Versorgungsanstalten .... 7800 9250

Was in der Erwachsenenfürsorge allerdings

über dem Niveau des Bekannten steht, ist die

Altensfürsorge der Stadt Wien.

In Oesterreich sind die Gemeinden gesetzlich

verpflichtet, die durch Alter oder Gebrechen

aller Art erwerbsunfähig gewordenen Personen

sowie unheilbar kranke Personen zu versorgen,

wenn die* finanziellen oder familiären Verhält-

nisse eine häusliche Pflege* undurchführbar

machen. Die Gemeinde Wien erfüllt «di«ese Ver¬

pflichtung in einer offenen und « in«er geschlosse¬

nen Altersfürsorge« Unter ersterer ist zu ver¬

stehen, daß die alten Leute in ihn*m bisherigen

Heime belassen werden und nur durch monat¬

lich«* Geldbeträge, zu denen Kleidungsstucke
und Heizmaterial kommen, erhalten werden. Da-

geg«en geschieht die geschlossene Fürsorge in

10 Versorgungsheimen. Am 31. Mai 1926 stan¬

den in der offenen Fürsorge der Gemeinde

38800 erwachsene Personen und 8343 alte und

erwerbsunfähige Person«en waren in städtischen

Anstalten untergebracht. Das größte dieser zehn
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Versorgungsheime befindet sich in Lainz. Dit*se

Anstalt zählt insg«*samt 32 Objekte, die sich auf

einer Grundfläche von 354 000 qm
— wovon

SO Proz. Gartenanlagen sind — erheben, und ist

bereit, 5 843 Pfleglinge zu beherbergen. Dieses

Versorgungsheim mit seinen 781 Angestellten
bildet gewiß eine Besonderheit auf dem Gebiete

der Altersfürsorg«?.

Zu vorgenannten Einrichtungen, die schon

von jeher der Fürsorge unterstellt waren, heit

sich durch die Einwirkimg de?s Krieges noch die»

Wohnungsfürsorge als ein wichtiges Glied ge¬

sellt. Aus diesem Grunde wären diese Betrach¬

tungen unvollständig, würden dabei die» wert¬

bekannten Sozia bauten der Stadt Wien ver¬

gessen wenden.

Das Wohnungselend der Stadt Wien bestand

bereits vor dem Kriege in einem Maße, wie» wir

es erst bei uns in Deutschland in d«»r Nach¬

kriegszeit kennenlernten. Daß die* Nachkriegs¬

zeit die Wohnungsfrage» in Wien aber zur akute¬

sten machen mußte», ist daher leicht verständ¬

lich. Die Wiener Stadtverordneten betrachteten

es «deshalb als ihre heiligste Aufgabe, diesem

Zustande zu steuern, und durch gründlich«»
Maßnahmen konnten sie «*s sowert bringen, «dafi

innerhalb 5 Jahren 35 000 Volkswohnungen in

einer Größe vor 35 bis 70 qm und cin«»m mo¬

natlichen Mietpreise von 10 bis 26 Groschen

(1 RM. = 60 Groschen) pro Quadratmeter ge¬

schaffen wurden. Daß die Wohnungen mit Gas,

elektrischem Licht, eigenen Aborten, je»d«»s Zim-

mer mit Fenster und die* Wohnungen meisten«

teils auch mit Balkon verseh«en wurden, braucht

wohl nicht besonders erwähnt zu werden. Für

die nächsten 5 Jahre» ist aber weiterhin der Bau

von 30 000 Wohnungen vorgesehen.

Um die unhaltbare Wohnungsnot recht bald

zu heben, war man aus naheliegenden Grün-

d«»n gezwungen, in einem Neubau möglichst viel

Wohnungen unterzubringen. Trotzdem die Not

also die hauptsächlichsten Bauten (es sind auch

ein großer Teil Ein- und Zweifamilienhäuser ge¬

schaffen worden) zu sog«nnnnte»n „Kasernen¬
bauten" «umstellte, war man doch jederzeit be»~

strebt, «die Schattenseiten dieser Bauweise» durch

architektonische und räumliche Sonderheiten

abzuschwächen. Der größte Wert ist dabei auf

die Ausgestaltung der Innenhöie der Häuser¬

blocks gelegt worden. Gärtn«»risch gepflegte
Grünflächen, große Wasserbecken — in denen

S«eeung«eheuer das Wasser spei«en -

,
Bogen¬

gänge» in gotischem Stile». Bäume und Strauch«

mit schattigen Ruheplätzen und vereinzelte

Kinderspielplätze geben dem Auge einen freund¬

lichen und einladenden Gesamteindruck. Innen

und außen prangt alles in auffallender Sauber¬

keit und die zu jedem Häuserblock gehörenden
Bade- und Wascheinrichtungen helfen auch

diese Eigenschaft auf die Bewohner persönlich
zu übertragen. Eine freudige Ueberraschung

für unsere deutschen Hausfrauen bilden aber die

zentralen Waschküchen. Durch maschinelle und

andere besondere Einrichtungen ist es mö<glich_,
eine Vier-Wochen-Wäsche innerhalb 4 bis

5 Stunden dem Wäscheschranke wieder einzu¬

verleiben. Eine Ueberarbeit, wie in den sonst

üblichen drei Tagen ist dabei noch gänzlich

ausgeschlossen. Des weiteren sind in den ein«

ze»lnen Häuserblocks noch Büchereien, Vortrags¬

und Theatersäle, Kindergärten und Horte für

schulpflichtige und schulentlassene Kinder ein¬

gerichtet. Alles in allem auch hier eine Organi¬

sation, die den Besucher sehr angenehm über¬

rascht.

Leider war mein Aufenthalt in die»ser Stadt zu

kurz, um mich mit den weiteren Einzelheiten

dieser Fürsorge noch bekannt zu machen. Aber

bereits diese Kenntnis genügte, auf mich einen

überwältigenden Eindruck zu hinterlasse»n, der

zu dem Ergebnis heranreifte, daß dieses Hilfs¬

werk in seiner Gesamtheit wohl zu den besten

auf dem Gebiete der kommunalen Wohlfahrts¬

fürsorge zählt. Der deutschen Krankenver¬

sicherung, die heute den weitaus größten Teil

der Familienmitglieder ihrer Versicherten um¬

faßt, sowie den anderen Trägern der deutschen

Sozialversicherung, die in ihren Mehrleistung««*
auf dem Gebiete» der Krankheitsvorsorge ebe»n-

fells für die Familienangehörigen Unter-

Stützungsmaßnahmen eingerichtet haben, können

diese Einrichtungen der Stadt Wien, zumal

de ren Wert in einer Reihe von Jahren statistisch

festgelegt ist, zur näheren Beachtung sehr emp¬

fohlen werden. Damit soll keineswegs gesagt

werden, daß eine Verwirklichung dieser Auf¬

gaben den Trägem unserer Sozialversicherung
allern zufallen soll, sondern zu einem Risiken-

ausgleich innerhalb der Familienhilfe und zur

Aufzucht eines gesünderen Menschengeschlech¬

tes wäre es wünschenswert, wenn die» Versiche»

rungsträger im Verein mit eler kommunalen

Wohlfahrtsfürsorge dem Wiener Vorbilde nach¬

streben würden. Der Einwurf, daß die Wienei

Verhältnisse nicht die unseren wann, darf nicht

als Ausrede» gelten, sondern auf d«rn Gebiet •

«einer erfolgreich«en M«ensch«enökonomie «in-s

Volkes darf es in allen Ständen und ber allen

Parteien nur einen Willen und nur einer. NX eg

geben!

Verwaltung.
Arbeitsbescheinigungen für elie Arbeits¬

losenversicherung. Die» Reichsanstalt lür Ar¬

beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung
hat zur Ermittlung de»s Einheitslohnes der Ar¬

beitslosen einen Vordruck herausgegeWn, auf

dern der Arbeitgeber di«- Dauer «dies ve»rsich«»~

i ungspflichtigen Beschäftigungsv«erhältnisses so¬

wie den in den letzten drei Monaten erzielten

Verdienst des Arbeitslosen b«escheinigen und

di«» Krank«enkasse die« Richtigkeit ehr Angaben
sowie die' erfolgte» Beitragszahlung b«estätigen
soll. Abgeseh«en «davon, daß d«r Anspruch iul
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Arbertslosenunt« r stutzung nicht von «der Bei-

tr«mgszai lung de* Arbeitgeb«ers abhängig ist, «er¬

übrigt sieh in d«en meisten Fällen auch die

Nachprüfung und Bescheinigung d«»r Kranken-

r sn>-h, die sieh n »e h dern Wortiaut des Vor-

drucks mit jedem eina Inen F«all ohne Ansehen

der Perser:, d« s Arbeitgebers beschäftigten müh¬

ten. Dei Hauptverband deutsch«er Krank«enkassen

ersuchte deshalb «die Rei«chsanstalt, di«- Nach-

(irüfung
von Arbt-itsb-se hernigungen durch di«*

Krankenkassen nur auf di»» Fälh- zu besehiän-

kn, di«' zu «einem berechtigten Zweifel an de»r

Rieht ig keit de r B«eschein igungen Anlaß g»»be»n.

Der Präsident der Reichsanstalt hat darauf den

Hanptverbänd n folgendes Schreiben vom

11. Nove-mbM 1927 zug«ehen h.ss« n. das den

Krankenkassen el«*- gewünschte Ent last ung

bringt und «d«sher allg«emeine Beachtung ver¬

dient:

,,Von v«erschieden«en Seiten ist angeregt wor-

d«»n, die» auf der Arb«»itsb«»s« heinigung auszu-

stellende B« se:h«einigung der Kr«snkenkasie über

Krankenversicherung und Be»itragshrstung zur

Re-ichsan^talt we-gen damit verbunde»ner

Schwierigkeit«en fallen zu lassen und den

zweiten Satz elieser Bescheinigung zu streichen.

l:s wird ferner der Standpunkt vertraten, da!,

eliese Mehrarbeit nicht zu den eigentlichen Auf¬

gaben d« r Krankenkasse gehör » und nur ge»gen

be-semde-re s Entge»It g«-le»istet v/erden könne*.

Hier/u «darf ich fo!gend«-s bemerken:

Den Organen d r Rerchsanstalt ist di«

Prüfung de-r Frage-, ob gemäfi $ 55 RVO. die-

Anwartschaft erfüllt ist und ob die B«»iträge»

dem ang« gebenen Arb<»itsentg«lt «ntspreche»n,
gesetzlich zur Pflicht <g«-marht worden. In

vielen Fällen liegt es auch im Interesse- der

Krankenkasse»!! selbst, an Hand der Arbeit*

geb »rbe-schernigung eine* Nachprüfung vorzu¬

nehmen, um gegebenenfalls die an sie» zu ent¬

richtenden B«eiträge nacherh«eb«fn /u können.

Endlich haben auch manch«- Ortskrankenkassen.

insbesondere- gröfiere, schon vor dem 1. Ok¬

tober 1927 ein de-r Bescheinigung auf «den Vor¬

druck e-ine-r Arb«-itg«»b »rbesclu inigung (AV. S)

• ntspre**hendes VWfahren mit «den Arbeits-

na-chwe »tsen v«er«einbart gehabt. Von allen

di«esen Beob i« h«tung«en bin ich bei Aufnahme

der Bescheinigung- in dern Yeudruck aus¬

gegangen, in der Absicht, «damit zu erreichen,

daß grundsätzlich sowohl elie» Arbeitgeber auf

ihr*- Verpflichtung, die B< iträge zur Kranken¬

rad Arbeitsl«t>senv«ersi«ch«erung gemäfi «dem wirk¬

lichen Verdienst abzuliefern, als auch elie» Ar-

b«eitsfimter aul ihre Verpflichtung, im Einv«er-

hnun mit «d«en Krankenkossen di«- Angaben

zu prüfen, weitgehend hing«pwi«escn w«er«den.

D«r Vordruck selbst hat .-her k»rn»n Zwangs¬
charakter. Es dürfen daher w«*d«ei Arbeitgeber-
bescheinigung«en zurückgewiesen werehn, eii-

ach dem G«esetz w«es«entliche Angaben in einer

d-eren Form enthalten, noch begründet d«ei

Vordruck ne Verpflichtung «dei Krank«en-

?sen, in allen Fäll«- «li«- B«escheinigung aus-

zuste Üen. Die Verpflichtung zur Ausstellung der

Bf s« 1 e inigung «entfällt insbesondere für elie

Krankenkassen, nach «hren Einrichtung d

\uft I vi i Zeit und Arbeit, d«en die Prüfui
* sacht, nicht im . m«pss«**nen Verhältnis

zu «dem zu -erwarte i/l n Ergebnis stehen würd •

I -v bleibt weiter «den Krank«enkassen und A

beitsäintern unbenommen, Vereinbarungen va\

tr« Hen, daß eine Nachprüfung der Angabe»n des

Arbeitgebers durch die Krankenkassen auf die»

Fälle be»schränkt wird, in dene.. «ernsthafte

Zweifd an der Richtigkeit d r gemachten An¬

gaben besteh«*n können. Die verhältnismäßig
seltenen Fälle, in denen nach § ISO Abs. 2

Nr. 3 RVO. die Kn nkenkass<n ihre Beiträge
nach Mitgliederklnssen erbe ben, werden im all¬

gemeinen keine» besonderen Schwierigkeiten für

die Ausstellung der Bescheinigung machen.

Für diese Fälle- wird vielmehr meistens die

Mitgliederklasse aus den Angaben des Arbeit-

g«b< rs zu erseh«en sein. Wo die Mitglieder¬

massen nach Altersklassen eingeteilt sind, wird

außerdem nur noch die Feststellung des

Lebensalters erforderlich werden, die, wenn der

Arbeitslose die- Bescheinigung d«»r Kranken¬

kasse selbst bezie-bt. durch einfache- Befragung

ohne» Zeitverlust möglich erscheint.

Ueber die Frage, wie hinsichtlich der Be¬

triebe- zu verfahren ist, in denen plötzliche eder

kurzfristige Ylassenentlassungen aus betriebs¬

technischen Gründen nicht zu vermeiden sind

(Baugewerbe, Saison- und Karrpagnebe»trie»be)
schweben zurzeit noch besondere Erörterungen."

Entrichtung der Beiträge zur Reichsanstalt

für Arbeitsvermittlung unel Arbeitslosenver¬

sicherung bei Arbeitnehmern, die nicht «der

Krankenve»rsicherungspflicht unterliegen, (Be»-

srh«»id des Reichsarbeitsministers vom 12. Ok¬

tober 1027, Reichsarbeitsblatt 1927 Seite 47 3.)

Vorbehaltlich den instanziellen Entscheidung
be-merke» ich zu de r ersten Frage, die Ihr

Schreiben aufwirft, folgendes:

Die- Beiträge- zur Reichsanstalt für Arbeits¬

vermittlung und Arbeitsloser.Versicherung sind

nach § 145 Abs. 1 Nr. 1 des Ge»setzc*s vom

16. Juli IQ27 (Reichsgesetzbl I S. 187) für Ver¬

sicherungspflichtige, „soweit die Versicherten

für den Fall der Krankheit versichert sind'4, als

Zuschläge- zu den Krankenkassenbeiträgen und

mit diesen zu entrichten. Dege gen sind nach

Nr. 2 a. a. O. die Be»iträge zur Reichsanstalt,

soweit die Versicherten nicht für d«»n Fall de-r

Krnnkhe-it versichert, aber ang« stellte [^versiche¬

rungspflichtig sind, an die Krankenkasse abzu¬

führen, bei der sie für den Fell de»r Krankh« it

pflichtversichert wären, wenn ihr regelmäßige»]
Jahn suhertsverdi« nst nicht die Grenze «der

Krankenversicherungspflicht (§ 103 der R-ichs-

\ ersicherungsordnur g ) üb«rstie-ge, für knapp-
schaftlich versicherte Ang«estellte jedoch an die

Reichsknappschaft.

,,Für den Fall der Krankheit versichert" im

Sinne de s $ 145 des «Gesetzes vom lö. Juli l(,i7

ist nicht nur, wer auf Grund der Reeichst ersiehe -

rungsordnung gegen Krankheit pflichtversichert
ist. Zu dt n ..V« rsichert« g«-ho.«n vielmehr

auch diejenigen Person«en, die sich b<i «einer

Krankenkasse nach de r Reichsversi«ch«e_rungs-
Ordnung oder .einem V«ersich-erungsv«erein auf

Geg«ense itigkeit, de r als Ersatzkass zugelassen
ist, freiwillig versieh« rt haben. Auch für di«-s«-

Pe rsonen sind daher die Beiträge zui Reichs-

anstalt für Arbeitsvermittlung \ nd Arbeitslos*: -

sie fiei ung e.n «dieselbe Kasse- zu entrichte
,

an die die Krankem ch«erung?beiträge gezahlt
wenfen. Ist das ein als Ersatzkasse zugelassener

Vi rsicherungsvereir. auf Gegenseitigkeit, so ist



dieser zur Entgegennahme der Beiträge zur

Reichanstalt berechtigt und verpflichtet und
nicht die Krankenkasse, bei der der Betreffende¬
für «den Fall der Krankheit pflichtversichert
wäre, wenn eine se>lche Pflichtversicherung be¬
stände.

Diese Auslegung* de_*s § 145 folgt nicht nur

aus dem Wortlaut, der zwischen dem Begriff
„versichert" und „pflichtversichert" sorgfältig
unterscheidet; sie ergibt sich mit voller Deut¬
lichkeit auch aus der Entstehungsgeschichte
des Gesetze»s. § 127 des Gesetzentwurfs über

Arbeitslosenversicherung vom 16. Dezember
1*^26 (Rcichstagsdrucksache Nr. 2885), de»r dem
$ 145 eics Gesetzes entspricht, sah ursprünglich
eine andere Regelung vor. Danach solltc»n die

Beiträge zur Arbeitslosenversicherung als Zu¬

schläge zu den Kranken.kass*»nbeiträgen und mit
diesen nur insoweit zu entrichten sein, als die
Versicherten für den Fall der Krankheit „pflicht¬
versichert" wären; in den übrigen Fällen sollten
sie dagegen an di?* Kasse zu entrichten se»in, die
im Falle einer Pflichtversicherung gegen Krank¬
heit zuständig wäre». Diese Regelung hat der
Reichstag jedoch nicht angenommen, sondern
das Wort

. pflichtversichert" durch das Wort
,,versichert" mit der ausgesprochenen Absicht
ersetzt, daß «damit für die Entrichtung der Bei¬
träge zur Reichsanstalt nicht mehr in jedem Fall
diejenige Kasse zuständig sein soll, die für die

Pflichtversicherung gegen Krankheit zuständig
ist. Bei den Ve.handlungen im 0. Ausschuß
des Reichstags ist diese Auffassung von dem
Vertreter der Reichsregierung ausdrücklich be¬

stätigt worden (vgl. Bericht des 9. Ausschusses,
Reichstagsdruckseche Nr. 3622T Seite 264).

Berechnung der Gesamtbezüge nach den
gj 131 la bis 1311b RVO. Das Reichsversiche¬

rungsamt, Abteilung für Kranken-, Invaliden-
und AngestelltenVersicherung hat am 11. Mai
1Q27 Nr. II 1175 auf eine Anfrage einer Landes-

Versicherungsanstalt über die Auslegung der

g§ 1311a bis 1311b den RVO folgenden Stand¬
punkt eingenommen: Vorbehaltlich de»r Ent¬
scheidung im Rechtszuge ist das RVA. der An¬
sicht, daß die Berechnung des Jahresarbeitsver-
dienst's betreffenden Vorschriften der Artikel
139 ff. des zweiten Gesetzes über Aenderunge»n
in der Unfallversicherung vom 14. Juli 1^25

(RGBl. I Seite ^7 ff.) lediglich bei der Berech¬

nung der Unfallr nUn, nicht aber bei der Be¬

rechnung der Gesaratbezüge nach den $$ 1311a
bis 1311b RVO. anzuwenden sind.

§$ 1311a bis 1311b gehören ebenso wie $ 1262
zu denjenigen Vorschriften, für die- «das Reichs-
knappschaftsgesetz in der Fassung vom 1. Juli
1920 (RGBl. I Seit« 369) vorbildlich gewesen ist.

§ 10S de-s Re-ichsknappschaftsg« se tz« s legt
grundsätzlich fest, daß her dem Zusaminen-

Ffen mehrere»! R«enten aus der Sozialversiche¬
rung d' durchschnittliche Jahresarbeitsv-er-
dienst drr höchsten Lohn- od«er G«ehaltsgTupp<
«der d^r Versich« rte während seiner Tätigkeit in
«einem knappschaftlichen Betriebe* angehört hat,
den Maßstab für den H«öchstbetrag d«-r Bezüge
bildet. § 108 d«-s Reichsknappschaftsgesetz« s

gibt dementsprech«end eine Vorschrift über «das
Ruhen der knappschaftli«chen Leistung«en neben
Renten aus der Invaliden-. Angestellten- und
Unfallvensiche-rung. Das Reichsknappschafts-

gesetz kann hier nur den Jahresarbeitsverdienst
meinen, der von der in Betracht kommenden
Lohngruppe durchschnittlich wirklich verdient
wird, er muß nach den tatsächlichen Verhält¬
nissen ermittelt werden. Es fehlt jeglicher An¬
halt dafür, daß der Jahresarbeitsverdienst nach
den für die Unfallversicherung geltenden Vor¬
schriften ermittelt werden soll.
Daraus folgt, daß diejenigen Vorschriften der

RVO., die den Grundgedanken des ^ 108 des

Reichsknappschaftsgesetzes auf die RVO. über¬

tragen, ebenfalls den wirklich verdienten Jahr« s-

arbeitsverdienst im Auge haben, und daß weder
in § 1262 noch in den £§ 1311a bis 1311b an die
Anwendbarkeit von Vorschriften über die Be¬

rechnung der Unfallrent«n gedacht ist.

Im übrigen dürfte es durchaus möglich s«»in,
aus Anlaß von Streitfällen im Spruchverfahren
«»ine Entscheidung des RVA. h«»rbeizuführen.

Zahlung des Pauschbetrages gemäß § 80 RVO.
Das Reichsversicherungsamt hat auf eine An¬

frage am 18. Juli 1<>27 (II 1260) folgenden Be¬
scheid erteilt:
Das RVA. neigt vorbehaltlich einer Ent¬

scheidung im Rechtszu«ge zu der Auffassung,
daß die Krankenkasse den Pauschbetrag gemäfi
S 80 RVO. auch dann zu entrichten hat, WtMl

die Krankenkasse auf Anweisung des Haupt¬
versorgungsamtes die Zahlung von Versor¬
gungskrankengeld eingestellt und der V«»r-

sorgungsberechtigte dagegen Berufung ein-

gelegt hat. Die Annahme des Oberversiche¬
rungsamts, die Krankenkasse sei in solchen
Fällen nur Beauftragte des Hauptversorgungs¬
amts, dürfte nicht zutreffen. Durch die den
Krankenkassen durch das RVG. übertragenen
Verpflichtungen zur Gewährung von H<»il-
behandlung, Krankenge'd usw. ($§ 4 ff. RVG.)
entsteht für den Berechtigten ein unmittelbarer
Anspruch gegen die Krankenkasse. Diese hat
nach eigenem pflirhtmäßigen Ermessen lediglich
nach den gesetzlichen Vorschriften ohne» Bin¬

dung an Weisungen der Versorgungsbehörden
die ihr übertragenen Leistungen festzustellen,
und die von ihr gesetzlich gewährten Leistungen
bilden den Maßstab für ihren Ersatzanspruch
gegen das Reich (§$ 14, 15 RVG.). Ansprüche
der \Vrsorgungsberechtigten werden demgemäß
Cfegen die Krankenkasse geltend gemacht, und
Streitigkeiten darüber werden deshalb in dem
durrh die Reichsversichi rungsordnung für «die
KrankenVersicherung vorgeschri«»bonen Spruch¬
verfahren entschieden ($ B Abs. 5 RVG ). In
einem solchen Streitverfahren ist außer dem
Berechtigten nur die- Krankenkasse Part« i und
nur sie an der Spruchsache .beteiligt" im Sinne
des $ 3(1 RVO. Sie ist dafür auch zur Ent¬
richtung de-s Pauschbetreg«es gemäß § SO a. a O

verpflichtet.

Familienw«tK:henhilfe lür Aus1änd«er. ! >«»r
1 ichsarbeits^inister hat am l3.September 1927

(Nr. II 8145 27) über Famiiienwoch«enhilfe tol-

gende Auskunft erteilt:
Das Rei«rhsversicherungsamt hat sich zn der

fe, e>b einer bei einer ausländischen Kran¬
sse Versicherte neben den Wochenhilfe-

istungen aus ihrer eigen«en Versicherung auch
die Fami!ienwoch«enhilfe nach § 205a d« r Reichs-

rsicherungsordnung zusteht, dahin geäußert,
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dab nach der augenblicklichen Rechtslage bei

dem klaren Wortlaut des Gesetzen beide Lei¬

stungen nebeneinander zu gewähren seien (zu

vergleichen auch die Entscheidung 3150. Amt¬

liche Nachrichten de»s Reichsversicherungsamts

1923. Seite 235).
Dieser Auffassung des Reichsversicherungs¬

amts schlie-ße ich mich an.

Pauschgebühren für Hebammen. Schreibe»n des

Reichsarbeitsministers vom 13. Se»ptember 1927

(Nr. II 8830 27).
Der Herr preußische Minister für Volkswohl¬

fahrt und die Senatskominissionon von Ham¬

burg und Bremen haben sich einheitlich auf den

Standpunkt gestellt, daß für die» He»bammenhilfe

stets der tür den Ort der Entbindung maß-

ge»b«»nd«» Pausrhsatz zu zahlen ist.

Di«eser Auffassung schließe ich mich an.

Der Re-ichs«rrbertsminister. I. A.: Dr. Zschimmer.

Stimmzettel bei Krankenkassenwählen. Der

Reichsnrbeitsminister hat zu dieser Frage am

10. September 1927 - II 9335 27 — folgenden
Erlaß an elie» Regier unge-n den Länder gerichte-t:
Mir ist elie* Frage» vonge-legt worden, ob es zu¬

lassig ist, dal» für die Urwählen zu den Aus¬

schüssen de-r Krankenkasse n Einhertsstimmzettel

herge-stellt werden, die» alle Vorschlagslisten
«enthalten, und daß die» Wahl durch Ankreusen

einer Vorschlagsliste auf diesem Stimmzettel

ausgeübt wird. Vorbehaltlich ein«er Entscheidung
im R«£C«htSZUge mochte ich die Frage bejahen.
Die Aufstellung e»ine»s solche»n Einheitsstimm¬
zettels und die» Vornahme der Wahl durch An¬

kreuzen erscheint zweckmäßig und widerspricht
auch nicht den Bestimmungen der Musterwahl¬

ordnungen lür Krankenkassen vom 29. Juli 1923

(Rerchsarbeitsbl. He»ft 22, Amtl. Teil, Beilage).
Der Vorschrift in ^ 13: „Der Stimmzettel muß

erkennen lassen, welcher Vorschlagsliste der

Wähler seine Stimme geben will", wird durch

das Ankreuzen genügt. Wenn es ferner heifit:

,,Der Wühler kann nur einen solchen Stimm¬

zettel abgeben, der mit «einer der zugelassenen

Vorschlagslisten übere-instimmt; es genügt der

Hinweis auf elie Ordnungsnurnmen der Vor¬

schlagsliste", so ste»ht dem nicht entgegen, daß

der Stimmzettel alle Vorschlagslisten enthalt.

Durch das Ankre»uzen eine»r Vorschlagsliste wird

der Stimmzettel auch nicht mit einem nach

§ 13 Abs. 3 der Musterwahlordnung unzu¬

lässigen Merkmal versehen.

Die Frau in «den Organen der Kranken¬

versicherung. Durch die» ber einer ganzen Reihe»

von Ortskrankenkassen vor de»r Tür stehenden

Neuwahlen zu den Kassenorganen wird das

Interesse aller Beteiligten wieder einmal auf

diese's so überaus wichtige Gebiet der Sozial¬

versicherung gelenkt. Die Feie hze»itschritten

brachten und bringen in letzter Ze»it dauernd
eine ganze Anzahl Artikel und Abhandlungen.
Man kann wohl behaupten, daß die Kranken-

kassenwahhn in der Literatur ziemlich er-

schöpfend behandelt worden sind. Auf eine»

Frage» ist jedorh bis jetzt noch sehr wenig

eingegangen worden. Es ist dies die» Mitarbeit

dtT Frauen in den Kassenorganen.
Die Krankenversicherung ist die e»rste Ein¬

richtung, in der die Frauen in ihren Re»chten

schon seit langer Zeit den Männern gleich¬
gestellt sind. Die Gleichberechtigung von Mann

und Frau wurde bereits vor rund 40 Jahren

mit der Einführung der Krankenversicherung
geschaffen. Wie und in welchem Umfange»
haben nun die Frauen von diesem Rechte

Gebrauch gemacht? Die amtlichen Statistiken

enthalten hie»rüber keine Angaben, so daß man

bei der Beurteilung- dieser Frage aul private»
Aufstellungen zurückgreifen muß. Aber auch

hier stößt man selten auf Angaben, die diese»

Frage behandeln. Im allgemeinen muß fest-

ge»ste»llt werden, daß die Frau in der ehrenamt¬

lichen Verwaltung der Krankenkassen stark

hinter de»m männlichen Geschlecht zuriickste»ht.
Es ist dies um so merkwürdiger, als heute mehr

de»nn früher die» Frau als Mitglied den Kranken-

kasse»n «angehört. Die Frauenarbeit greift
immer mehr «um sich, so daß heute die Frauen

einen großen Proze»ntsatz der KassenmitghVder
Stellen. Nach einer Statistik des Haupt¬
verbandes deutscher Kiankenkassen (Jahrbuch
1926) standen im Jahresdurchschnitt be»i 1036

Mitgliedskassen rund 5 Millionen ve»i-sicherten

Mannern e»twa 3,7 Millionen weibliche Kassen«
mitglied(»r gegenüber. In krassem Gegensatz
hierzu ste»ht die Beteiligung der Frau an de»r

ehrenamtlichen V«erwaltung.
Nach e»ine»r Aufstellung der „Vereinigung

rhe»inischer Krankenkassen" waren im Jahr«

1926 in den rhe»inischen Ortskranke»nkasse»n 1200

Vorstandsmitglieder tätig. Darunter befanden

sich nur 25 Vertreter weiblichen Geschlechts.
Also nur rund 2 vom Hundert der Vorstands-

mitglie»der waren Frauen. Der Landesverband
Nie»de»rsachse»n de»s Hauptverbanden deutscher

Krankenkassen antwortete auf e»ine» Anfrage:

„Im Bezirk unseres Landesverbandes ist, so-

wert wir die Dinge übersehen können, die Mit¬

wirkung von Frauen in den Organen der Kassen

außerordentlich gering. Im Ausschuß der AOKK.

"lannove»r sind einige Frauen vorhande»n. Dem
Vorstand de»r g hie hen Kasse gehört auch eine-

Frau an. Werbliche» Mitglieder bei den Kassen-
vorstanden in de»r Provinz sind unseres Wissens

nicht vorhanden."

Im Freistaat Thüringen sind bei 67 Orts¬

krankenkassen mit rund 450 000 bis 500 000

Kassenmitgli«edern nur insgesamt 7 weibliche

Vorstandsmit<glie»der vorhanden. Wieweit Frauen

in de»n Kassenausschüssen vertreten sind, kann

nicht testgestellt werden. Der Württembergische
Kranke»nkassenverband führt aus: „Bei ein-

/«Inen württembergischen Krankenkassen sind

werbliche Ve»rsiche»rte, je»doch nur sehr verein¬

zelt, in den Organen vertreten." Aehnlich liegen
die» Verhältnisse im Freistaat Sachsen.

Nach allen diesen Mitterlungen und Fest-

Stellungen sind die Frauen in den Kassen¬

organen herzlich selte»n vertreten. In den nicht

erwähnten Gebieten werden die» Verhaltnisse*

genau so, wenn nicht noch schlechter liegen.
Die Frauen haben also von ihren Rechten bis¬

her sehr wenig Ge»brauch gemacht. An dies.n

Zuständen dürften zwei Tatsachen die Haupt¬
schuld haben. Einmal stehen die Frauen der

gesamten Politik — auch der Sozialpolitik
leider noch ziemlich fre»md und able»hnend

gegenüber. Der andere Grund liegt darin, daß in

den Korporationen, die die Vorschlagslisten für

die Krankenkassenwahlen aufgestellt haben und
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auch noch in Zukunft aufstellen, die Frauen

selbst, wenigstens in leitenden Stellungen (Funk¬
tionäre), ziemlich selten tätig sind. Nicht zu

allerletzt gibt es auch heute noch trotz aller

„Gleichberechtigung" eine große Anzahl Män¬

ner, die es nicht gern sehen, wenn Frauen im
öffentlichen Leben «tätig sind. Diese wachen
dann ängstlich darüber, daß sie von den Frauen
in ihrer Machtposition nicht verdrängt werden.
Es wird auch von vielen Kassen darüber ge¬

klagt, daß die Frauen bei den Wahlen selten
von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen und
den Wahlen ferableiben. Es ist dies nur eine

logische Folge davon, daß in den Vorschlags¬
listen selten Frauen aufgestellt sind. Es würde
dies nicht der Fall sein, wenn auf den Vor¬
schlagslisten in größerer Zahl Frauen an aus¬

sichtsreicher Stelle ste»hen. Gewiß soll mit
diesen Zeilen nicht gesagt werden, daß die
männlichen Inh/ be»r der Ehrenämter ihrer Pflicht
nicht genügt hätten. Gerade das Gegenteil ist
der Fall. Alle^ Versicherte»n sind ihren Ver¬
tretern in den Kassenorganen großen Dank
schuldig. Es ist nicht zuletzt diesen ehrenamt¬
lich tätigen Männern der große Aufstieg der

Sozialversicherung in den letzten Jahren SU

danken. Es muß aber auch bedacht werden, daß

gerade» die Krankenversichc»rung vielfach in das

intimste Leben de»r Frau eingreift. Erwähnt sei

hier nur die Wochenhilfe. Genau so, wie füh¬

rende Sozialpolitiker in neuerer Zeit immer da¬

für eintreten, dafi zur Abfertigung der weib¬

lichen Kassenmitglieder an den Schaltern

(Wochenhilfe. Krank«enschalter9 Krankenbesuche

usw.) weibliche Ang«estellte tätig sind (bei vielen

großen Kassen wird dies auch in der Praxis

so gehandhabt), müßten auch in den Kassen¬

organen mehr Frauen vertreten sein. Die»se

könnten die Belange der weiblichen Kassen-

mitgli«eder oft besser vertreten, als die» männ¬

lichen Vertreter. Kl.

Aus der Reichsknappschaft. Am S. Novem¬

ber tagte in Berlin der Abteilungsvorstand für

Angestelltenange^legenheiten. Von seinen Be¬
schlüssen geben wir die» wichtigsten nach¬

stehend wieder:

1. Neuregelung des B e i t r a g s w e s e n s

in der Angestel 11enpensionskasse.
Die' AfA-Vertreter im Abteilungsvorstand

hatten folgenden Antrag eingebracht:
1. Der Beschluß des Abteilungsvorstandes

vom 15. Dezember 1920, betr. gruppenweise
Einreihung der versicherungspflichtigen An¬

gestellten in die» Gehalts- bzw. Beitragsklassen
A bis F gemäß § 54 Abs. 2 RKG., wird mit

Wirkung zum 31. Dezember 1027 aufgehoben.
2. Ab 1. Januar 1928 sind die versichenings-

pflichtigen Angestellten entsprechend ihrem
tatsächlichen ve»rsicherungspflichtige»n Ein¬
kommen in die einzelnen Gehalts- bzw. Bei¬

tragsklassen einzureihen. Für die Ermittlung
des tatsächlichen versicherungspflichtigen Ein¬
kommens sind «die Vorschriften des $ 2 AVG.

zugrunde zu legen.
3. Die Einstufung der Versicherten für den

Monat Juli 1926 nach dem Hauptberuf sowie'
die übrigen Ausführungsbestimmungen des

Abteilungsvorstandes zu den §§ 247, 248 RKG.
werden durch diesen Beschluß nicht berührt.

Begründung. Die Verhältnisse in der

Heranziehung der versicherten Angestellten zur

Beitragszahlung haben sich im großen und

ganzen konsolidiert. Soweit es sich übersehen
läßt, sind die Versicherten gegenwrärtig in die
ihrem Einkommen entsprechenden Gehalts¬
klassen richtig eingestuft. Ferner ist zu be¬
achten, doß die om 15. Dezember 1926 be¬

schlossene gruppenweise Heranziehung der
Versicherten zur Beitragszahlung auf der Ein¬

stufung nach dem Hauptberufe, die ihrerseits
ihre Grundlage in den im Monat Juli 1926 vor¬

handen gewesenen Gehaltsverhältnissen hat, be¬
ruht Die Gehälter vom Juli 1926 sind aber
heute überholt. Die Aufhebung des genannten
Beschlusses vom Dezember 1926 erscheint «des-«
halb zweckmäßig und notwendig.

Häde. Köhler. Pete»rs.

Der Antrag wurde vom Abteilungsvorstand
einstimmig angenommen. Wir haben dem
Beschluß und seiner Begründung nicht viel

hinzuzufügen. Sämtliche Angeste»llten sind nun¬

mehr ab 1. Januar 1928 entsprechend Ihrem
tatsächlichen individuellen Monatseinkommen
in die einzelnen Gehaltsklassen einzustufen.
Die Beitragszahlung ste»ht von dem genannte»n
T«ermin ob nicht mehr im Zusammenhang mit
dem tariflichen Endgehalt bzw. de»r Haupt-
berufs-Gehaltsklasse. Die Einstufung nach dem

Hauptberuf zwecks Berechnung der vor dem
1. Juli 1926 zurückgeh»gte»n Beitragszeiten bleibt
für alle» Angestellten bestehen; daran wird
nichts geändert.

Bei de»r Einbringung dieses Antrages haben die-

Antragsteller sich von der einfachen Tatsache»
leiten lasse»n, daß die» Gehaltsverhaltnisse vom

Juli 1926 heute überholt sind und deshalb fttr
die Beitragszahlung bzw. Einreihung in die
Gehaltsklassen das individuelle Einkommen jetzt
zugrunde zu l«egen ist. Es gilt «damit in de»r

Knappschaft das gleiche System wie» in der

Angestelltenversicherung. Die Aufhebung des

Dezembrbeschlusse»s war um so leichter, weil
es für Einkommen bis 200 RM. monatlich und
beim Ueberschreiten des Endsatzes de»r Haupt-
berufs-Gehaltsklasse die individuelle Einstufung
bereits vorsah.

2. Beitragszahlung beim B e* z u g e

von Unfallrente neben dem Gehalt.

Der Abteilungsvorstand beschloß, daß in ehr»

Fällen, in denen auf Grund tariflicher Bestim¬

mung wegen Bezuges von Unfallrenten ein

vermindertes Gehalt ausgezahlt wird, die Bei¬

tragszahlung nach der dem ausgezahlten Ge¬
halt entsprechenden Ge»haltsklasse zu erfolgen
hat. Der Beschluß geht von der Erwägung aus,

daß ein Renteneinkommen aus der Sozial¬

versicherung nicht als versicherungspflichtigem
Arbeitseinkommen «anzusehen ist.

In dem gleichen Sinne ist zu verfahren, wenn

das Ruh«egeld rückwirkend festg«esetzt wird und

das mittlerweile zur Auszahlung gelangte Ge¬
halt auf Grund tariflicher Bestimmung als Vor¬
schuß auf das in Aussieht stehende Ruhe¬
geld gilt.

3. Anerkennungs g ebühr und f rei-
will i ge Weiterversicheru n g.

Der Abteilungsvorstand beschloß, ein Merk¬
blatt über die Zahlung von Anerkennung s-

111



(«ebühren und die* freiwillige Weiterversich«e-

rung herauszugeben.

4. Die» Höhe des S teiger ungs-
bet rages b e- i U m r t c h n u n g des

Ruhegeldes nach § 8 0 Abs. 4 R K G.

Nach £ SO Abs. 4 RKG bzw. S 123 der

Satzung der Reichsknappschaft hat die Um-

rechnung eines Ruhegeldes bei Ruhe»ge»ld-

«empfangern (gemäfi $ 57 RKG.), die noch in

knappse halt liehen Betrieben beschäftigt sind,

nur zu erfolgen, wenn sie mindestens 12 Monats-

beitrüge» entrichtet haben und die «Umrechnung
beantragin oder die Knappschaftsarbert auf¬

geben. Es wurde hi«»rzu folgendes beschlossen:

a) Arbeitel der Ruh«*geMempf8ng«er "Is

Arbeitet weiter, so sind «unter Beachtung der

e>bengenannt*n U:nnr hnungspe riode» die» in der

Arb<-iter-Pensionskasse» erdienten ne»uen An-

sprüe h» ge-müß $ 121 Abs. 4 de»r Satzung mit

llem für den betreifenden Pensionsfall in Be«

t rocht kenn nun den niedrigsten prozentualen
St«eigertmgsbetrag zu berechnen. Waren bei

ehr «erstmaligen F«ests«etzung de»s Ruhegelder
b«»re»its Arbeiterjnhre berücksichtigt worde»n, so

sind elie* in der Arbeiter-Pensiemsknsse neu er¬

dienten Ansprüche mit dem prozentualen
Stergerungsbetrag zu berechnen, der an die

bereits vorhandenen Arbciterjahre anschließt.

Beispiele: 1. Es sind nacheinander zurück¬

gehet 8 Jahre in der Arbeiter-Pe»nsionskasse

und b Jahre in der Ange»ste llten-Pe»nsionsknsse.

Die» Pensionie»rung ist auf die»ser Grundlage
erfolgt. Das Ruhe-geld ist auf «dfeser Grundlage
fe stgese»tzt, und zwar 40, RM. Grundbetrag,
dazu

5 Jahre in der Arbeiter-Pensionskasse» mit

dern Steigerungsbetrag von 0,5 Proz.,
i Jahre» in de-r Arbeit er~IYnsie>nskasse mit

«dem Steigerunirsbetrag von IjO Proz.,

2Jahn- in de»r Angeistellten-Pensionskasse mit

dem Steig*rungsbetrag ve>n 1,0 Proz.,

4Jahre in derAng«esteUten-Pwtsk>ntkasse n>it

de»m vStergerungsbetrag von 1,85 Proz.

l)e»r Ruh«egeldempf«Snger ist werter als

Arbeiter tätig und in d«er Arbciter~Pe»nsionskasse

v«rsi< hert. Nach 12 Monaten beantragt e»r Um¬

rechnung ehr neu er«dienten Ansprüche» in der

Arbeit rr-Pensionskasse». Das Ruhegeld wird

umgerechnet, und zwar werden gemäß § 121

Abs. 4 de»r Satzimg elie» neu erdienten An¬

sprüche' mit 1.0 Proz. in der Arbeit«er-Pensions-
kasse» angerechnet unel dafür ein Angestellte-
iahr. das früher mit 1,0 Pro/, in Ansatz ge¬

brecht WOrd«en war, jetzt mit 1,85 Proz. be^

rechne
2. Es werden zurückgelegt 1 Jahr«- in ehr

Arbeiter-Pensions1'asse und 20 Jahre» in der

Aiuost« llten-Pe nsiens1 asse. Das Ruhegeld
wird festgesetzt Es befragt 40, RM. Grund¬

trag, dazu Steigerungsbeträge :

4 Jahr« in* de Ai 1>< ite \ -Pensionskasse

mit ie» 0.5 Proz.,
1 Jahr in d- r Angeste Ilten-Pensionskasse

mit ie 0,5 Proz.,

5 Jahre in ehr Angestellten-Pensionskasse
mit ie 1.0 Proz.,

14 lahn j:. der Angestellten-P«ensicnsl''asse
mit ie 1.85 Pre>z.

Der Ruhe geldempfänger arbeitet weiter als

Arbeiter. Nach 12 Monaten beantragt er Um¬

rechnung der neu erdienten Ansprüche. Das

neu erdiente eine Arbeitcrjahr wird mit

0,5 Proz. und dafür das eine Angestelltenjahr,
das erstmalig mit 0,5 Proz. in Ansatz gebracht
worden war, jetzt mit 1,85 Proz. berechnet.

b) Ist der Ruhegeldempfänger noch als An-

gestellter tätig und in der Angesteilte»n~Pen~
sionskasse versichert, so werden seine» neu er-

«dienten Ansprüche mit dem prozentualen Steige¬

rungsbetrag berechnet, der sich aus der Fort¬

setzung seines erstmalig festgesetzte Ruhe¬

geldes ergibt.
B e i s p i e 1 : Das Ruhege»ld wurde erstmalig

auf der Basis von 20 Beitragsjahren in der

Ange ste»llten-Pensionskasse berechnet. Durch

Weiterarbeit als Angestellter wird ein neue-i

Anspruch von 12 Monaten in der Angestellten-
lYnsionskasse» erdient. Dies »r wird mit dem

Steigerungsbetrag von 1,85 Proz. berechne»t.

5. Einstufung der Angestellten
n u c h dem H a u p t b e r u f.

Der Abte»ilungsvorstand genehmigte «einen

Nachtrag der Nie derschh»sischen Knappschnlt
übe»r die Einstufung der Angestelhen für den

Monat Juli 1020 nach de»r Gehaltsklasse, die

d«em Hauptberuf entspricht.

6. Aenderung von Sonder¬

vorschriften.

In den in den letzten Wochen stottgefundenen
orde»ntliche»n Be»zirksversammlunegen für An-

geste'lltenangeh»ge»nherten sind verschiedentlich
Aenderun<ge»n de»i Sondervorschrifte»n beschlossen

worden. Die Ae»nde»rungen waren noch nicht

sämtlich ber der Reichsknappschnlt ein¬

gegangen« Der Abteilungsvorstand beschloß

deshalb, die» Entscheidung übe»r die Genehmi¬

gung sämtlich» Ae»nderungen bis zur nächsten

Sitzung (Ende November) zurückzustellen.

7. Erstattung des Grundbetrags¬
anteil s.

Das Reichsversicherungsamt hat zu § 109

Abs. 2 RKG. eine gutachtliche Aeußerung da¬

hin «abgegeben, daß beim Zusammentreten von

Leistungen aus der Ange»ste»llten-Pensionskasse
und der Ange^ste»lltenversie he»rung de»r Grund-

betrag anteilig entsprechend de»n in beiden

Versicherung«en zurückgelegten Zeiten auf die

Versicherungsträger umzulegen ist. Dies be-

deutet, daß der Ange»stelltenversicherung auch

solche» Zeiten, die vor dem 1. Januar 1013 in

der Knappschaft zurückgelegt sind, zugute» ge-

rechne»t werden. Praktisch würde» dadurch das

Angestelltenversi«cherungsg«esets rückwirk«end in

Kraft gesetzt werden. Für die Knappschaft
würde» dadurch eine Mehrbelastung v«t>n etwa

75 000 RM. pro M«onat e»ntste»hen.

Der Abteilungsvorstond beschloß, gegen «tü«ese

Auslegung Beschwer«tle beim Reichsarbeits¬
minister einzulegen.

8. W o h 1 des A n gestellt e n -

Vertrauensmanns bei de-r Reichs-
k n B p psch a I t.

Aut Grund der in der letzten Sitzung de-s

Abteilungsvorstande s b«eschl«ossen«en Wahlord¬

nung- tür die Wahl des Angestellten-Vertrauens¬
manns der Reichsknappschaft sollte diesmal die

Wahl stattfinden. Sie konnte leider nicht er¬

folgten, da eine gemeinsame» Vorschlagsliste «der

beteiligten Angestelltenorganisationen nicht ein-
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gegangen war. Der GdA. hatte eine Sonder¬

vorschlagsliste eingereicht. Es wurde aber ein¬

stimmig beschlossen, daß diese Vorschlagsliste'

als nicht den Vorschriften der Wahlordnung

entsprechend zurückzuweisen ist.

9. Die Eingabe des GdA. und VKG. ein den

Reichsnrb.rtsminister wegen Aenderung des

Reichsknappschaftsge»setze»s wurde vom Ab¬

teilungsvorstand ohne jede Diskussion zur

Kenntnis genommen.

10. Genehmigung von Beiträgen.

Der Abteilungsvorstand genehmigte die Fest¬

setzung neuer Beiträge zur Kranken- und

Pensionsversicherung für die Bezirksknnpp-
schaften Niederrhein, Brühl. Ruhr, Siegerland,

Gießen, Hannover, Hessen Thüringen, Branden¬

burg, Ml«ederschl«esii n, Sa«chsen und Süddeutsche

land.

11. Die nächste» Hauptversammlung.
Der Abteilungsvorstand beschloß, die nächste

ordentliche Hauptversammlung für Angestellten-
•ungelegenheiten am 30. November in Berlin ab¬

zuhalten. Die Tagesordnunng lautet:

Vorlage der Jahresrechnungen der Ange-

stelltenabt«eilungen für 1925 26 und des Be¬

richts des Ausschusses zur Prüfung und Ab¬

nahme der J» hresrechnungen.

Sitzung des Vorstandes der

Reichsknapp schaft.

Der Vorstand der Reichsknappschaft hielt

s«»ine^ Sitzung ebenfalls am 8. November ab.

Von seinen Beschlüssen bringen wir folgende»

zur Kenntnis:

I. H e» r a n z i e h u n g der P e n s i o n ä r e

zur Lohnsteuer.

De»r Reichsminister der Finanzen hat beim

Reichsarbeitsminister angeregt, die V«ersiche-

rungsträger anzuweisen, daß sie Versichenungs-

be»züge von 1000 RM. jährlich aufwärts ohne be»~

sondere Aufforderung den für die einzelnen

Versicherten zuständigen Finanzämtern jeweils
am Jahresschluß mitteilen. Der Reichsarbeits-

ministe»r hat die Reichsknappschaft um Stellung¬
nahme hierzu «ersucht.

De»r Vorstand be»se*hloß. dein Ersuchen des

Reichsfinanzministers nicht stattzugeben. Aut

Gnilld der Gese'tzesvorschritten wird die Knapp¬
schaft klüglich auf Anfrage des Finanz¬

amtes im Einzelfall e» Auskunft über elie

Höhe der Sozialbezüge «erteilen.

2. KauI m S nnische Buchfüh r u n g i n

der Kna p pscha f t.

Der Vorstand beschloß, ab I. Januar 1928 in

sämtlichen Bezirksknappschaften die kauf-

männische Buchführung einzuführen. In der

Reichsknappschaft ist dies bereits geschehen.
Dieser Beschluß ist von größter Wichtigkeit Er

bewirkt, daß in Zukunft eine genaue* Orientie¬

rung übe»r den Stand der Versicherung j«ederzeii
möglich ist.

3. J a h r e sbericht ü ber 1 (* 26.

Der von der Verwaltung vorgelegte G«eschäfts-

l ericht für dts Jahr 1926 ward« nach Vornahme

verschie lener Aenderungen zur Kenntnis ge
-

nommen.

4. H a u p t v e r s ;\ in n\ 1 u !\ g e n.

Es wurde b«eschl«ossen, die nächste ordentliche

H.vipt Versammlung für Arbeit prangeleg«enheiten

am 30. November in Berlin abzuhalten. Die

Tage»sordnung lautet:

1. Die Vorlage der Geschäftsberichte für die

Jahre 1925 26.

2. Aenderung der Satzung.
Am gleichen Tage soll die vereinigte Haupt¬

versammlung stattfinden.

Die Mitteldeutsche Eisen-Berufsgenossenschaft,
die sich übe»r die Länder Sachsen und I hürin-

gen sowie über die Regie rungsbezirke Erfurt

und Merseburg, den Kreis Schmalkalden und

das ehemalige Land Koburg erstreckt, veröffent¬

licht soeben ihren Ge»schäftsbe rieht über das

Jahr 1926. Dem Bericht seien folgende Angaben

(»ntnommc»n. Der Genossenschatt gehörten im

Berichtsjahre 7675 (7546) Betriebe mit 180 516

(258 635) versicherten Persone»n an. Bei einei

Vermehrung der Betriebszahl ist demnach ein

gewaltiger Rückgang der Arbeitnehmer ein¬

getreten. Betriebsunfälle wurden 17 655 (18 557)

gemelde»t. Hierzu kommen nech 86 (66) Fälle

von Berufskrankheiten, meist Bleikrankheit. Von

diesen gemeldeten Unfällen kamen nur 037 zu

einer Entschädigung. Die Zahl d°r tödlichen

Unfälle» betrug 51 (50) Auf je 1000 Versicherte-

kamen de»mnnch 03.16 (71,76) gemeldete Unfall«',

4,04 (4.18) entschädigte Unfälle und 0,269 (0,103)

entschädigte tödliche Unfälle. Die Zahl der Un-

fSlle ist somit wieder gestiegen. Von de»n vi«r

technischen Aufsichtsbeamten wurden 2418 Be-

triebe einer Revision unterzogen. Beanstan¬

dungen wurden dabei nicht weniger als rund

10 000 gemacht Diese hohe Zahl muß unbedingt

auffallen. Die Genossenschaft führt aus, daß di«»

ernangemeldet vorgenommenen Revisione»n ,jm

grofien und ganzen ohne Schwierigkeiten von

sehen der Arbeitgeber durchgeführt werden

konnten. Ueber die Beanstandungen heißt es

in dem Bericht: „Die Zahl der ange»troffene»n

Mängel war aber auch im Berichtsjahre leider

wieder eine große, darunter solche, die in sehr

vielen Betrieben immer wi«ederk«ehren. wie uns

der nachstehenden Tabelle ersichtlich ist."

Häufige»r Arbeitswechsel, Hochkonjunktur und

Alkoholmißbrauch kommen nach den Angaben
d«er Aufsichtsbeamten als Unfallursache nicht in

Betracht. Aber sonst sollen ein einer ganzen

Rc»ihe» von Unfällen «die Versicherten selbst

schuld haben. Wie weit die»s zutrifft, kann nichl

nachgeprüft werden. Betrachtet man dagegen
die» große Zahl der Anordnungen, so muß man

folgern, dafi die» Arbeitgeber vor allen Dingen

für eine größere Unfallsicherheil in ihrea B«e~

tnVben sorgen müßten An Entschädigungs-
be-trägen wurden 3 327 074 RM. ausgegcbei
1 Infalluntersurhungen und l Infallverhütur i

kosteten 16449930 RM. An Verwaltuiwrskosten

rrden insgesamt 30170» RM ausgegeben. Die

(<(><" tsMur>me (* ffemeldeten Löhne betrug

342603446 RM. Auf den Kopf der versicherten

Person kam« n demi ae h 1S0S RM Durchschnitts-

jahreslohn. Zur Einhebung ehr fälligen Umlage
be träge machten sieh trotz we i*«estcrehenderZ l

lin gserleichtwungen über 10000 Mahnungei u d

2276 7 \ n<rsHeitreibuniren erford Tli<rhf Im V<

gleich <"i Vorkriegszeit beträgt die Bcitrags-
•

aus d x •»< s-»inten Umla i 1026 für 1000 RW

Lohn 12.80 (>M. gegenüber 8.54 Mk. im Jahre

1913 rl für den Koni eh s Versichert

23,30 RM. gegenüber 10,00 Mk. im Jahre 1013.
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Die Lohnnachweise gingen oft nicht gerade

pünktlich e»in. In 718 Fällen nrurßte der Ge-

nossensch ittsvorstand gemäß § 752 der Reichs-

versicherungsordnung die Lohnnachwe-ise tür

säumige Mitgli«ed«er se-lbst aufstellen. Wegen
Zuwiderhandlung gegen die» Unfallverhütungs«
vorschrilten muhten 28 Mitglieder in Geldstrafe

von 10 bis 100 RM. genommen werden. Nach

einer dem Bericht beige»gebenen Aufstellung hat

die» Mitteldeutsche Eisen-Berufsgenossenschaft
ge-genüber den anderen Eisen- und Stahlberufs¬

genossenschaften auch im Jahre 1026 wieder die

nie»drigsten Ausgaben sowohl für Entschädigun¬

gen als auch für Verwaltungskosten, kl.

Rechtsprechung.
Die» Weigerung der Krankenkasse», einem

Versicherten elie Fahrtkosten zum Vertrauens¬

arzt /u erstatten, ist als erstinstanzliche Ent¬

scheidung anzusehen. (Entsch. des RVA. —

Erster Beschlußsenat vom 1. März 1027 IIK71 26

B.) Tatbestand und Gründe»: Der Maurer

B. in D. war als Mitglied der Ortskrankenkasse

in St. wührend einer Erkrankung zur Unte»r-

suchung durch de n Vertrauensarzt nach V.

vorgeladen worden. Er verlangte» Ersatz der

ihm hierdurch «entstandenen Fahrtkosten in

Höhe» von 2,— RM Die Krankenkasse hat elie»

Erstattung abgelehnt Das VA. (Beschluß¬

ausschub) hat durch Entscheidung vom 4. Mai

1020 die Krankenkasse lür verpflichtet erklärt,

die» Fahrtkosten zu erstatten. Auf die Be¬

schwerde» der Krankenkasse» hat das OVA. in

St. die» Beschwerde zurückgewiesen. Gegen diese

Ehtscheidimg hat «die Krankenkasse» weitere

Beschwerde» an das RVA. erhoben

Es war, wie» geschehen, zu entse he»id*n.

Die» Untersuchung durch den V«ertrau«ensarxt

ist vorliegend nicht im Rahmen der Heil¬

behandlung, sonde»rn lediglich im Interesse der

Kasse» zu Kontrollzwecken erfolgt. Es handelt

sich also nicht um Kosten, die ber den der

Kasse obliegenden Leistungen entstanden sind.

Das aut den Streit über Le-istungen aus der

Krankenversicherung besch rankt e> Spruch-
v«erfahren (§§ 1636, 1551 RVO.) ist de»shalb, wi«-

die> Vorinstanze»n zutreffend angenommen

haben, nicht zulässig, es hat vielm«ehr gemäfi
S 1780 RVO. das Beschlußvcrluhnn zur An¬

wendung zu kommen. Die Zuständigkeit der

Versie-herungsbehörden kann be»i dem engen

Zusammenhang der die Grundlage de»s An¬

spruchs bildenden Untersuchung mit den der

Kasse von der RVO. zugewiesenen Aufgaben
nicht zweifelhaft se»in. Zu prüten war je-doch,
ob bereits in ehr Weigerung d«er Kasse, die

Fahrtk«osten zu erstatten, e-ine Entscheidung zu

erblicken eder e>b erst die» Entscheidung des

VA. als die» für das Verfahren grundlegende
Entse-heidung anzusehen, «ob also das V«er-

fahren nm h S 1701 oder nach § 1702 RVO. ge-

ge»be*n ist. Das erstere ist zu bejahen. Es

handelt sieh im gegebenen Falle- uro die- Ab¬

lehnung eh's Anspruch« ein« auf Anordnung
drt Versicherungsträgers «ärztlich «untersuchten
Versie fürten auf Ersatz von Reisekosten. Einer

solchen ablehnenden Stellungnahme ist die'

Eigenschaft als Entscheidung nicht abzu¬

sprechen (zu vgl. Lehmann, Kommentar /ur

RVO., 4. Aufl., 5. Bd.. Anm. 4,11 zu § 1730

sowie die- ejort angeführten Entscheidungen).
Hiernach war vorliegend gernäh ^ 1701 1707,

17(>S RVO. der Instanzenzug mir de»r Ent¬

scheidung des OVA. erschöpft und ehe Ein-

h»gung «ines weiteren Rechtsmittels g«egen die

Entscheidung des OVA, nicht möglich. Di«

weitere Beschwerde den Krankenkasse gegen

elie Entscheidung* des OVA. war daher als un

zulässig zu verwerfe»n.

In welcher Kranke»nkasse sind die von einem

Innungsmeister außerhalb «des Innungsbezirks
beschäftigten Personen zu versichern? Die*se

Streitfrage mußte, da lür den Wohnsitz des

Arbeitgebers und den Beschäftigungslos zwei

Länder und Oberversicherungsamtsbozirke» in

Frage» kamen, hinsichtlich Zuständigkeit
der Versicherungsbrhörden erst von zw r

Ministerien und dann in zwe»i Instanzen

(Versiche-rungsamt und Oberversicherungsarnt)

entschieden werden.

Es lag dieser Entscheidung folgender Streit¬

fall zugrunde*:
Der Architekt und Maurermeister A. in

Braunschweig beschäftigte beim Kanalbau im

Kre»ise G. etwa 20 Pe»rsonen. Er errichtete da-

s«»lbst ein Verwaltungsgebäude» und me»hrere

Beamtenhäuser. Das mit diesen Arbeiten be¬

schädigte» Personal hatte er, als Mitglied de»_

Baugew«erk«eninnung zu Braunschweig, soweit

es krenkenversicherungspflichtig ist, bei seiner

Innungskrankenkasse versichert. Hie»rgegen
wendete» sich die» Allgemeine Ortskrankenkass.

de»s Kreises Ci. mit der Be»hauptung, daß sie in

vorstehendem Falle» als Versicherungsträger in

Frage» komme. Sie hatte infolgedessen be¬

antragt ZU entscheiden, „daß die von A. im

Kreise- (i. beschäftigten Personen nicht bei dei

Innungskrankenkasse' der Bauge»werke»ninnung zu

B., sondern bei der Allge»meine»n Ortskranken¬

kasse' d«»s Kreise»s G. zu versichern sind". Zur

Begründung de»s Antrages hatte sie folgendes

ausgeführt: Der Bezirk der Innungskrankenkasse
de»r Baugew«erkeninnung zu B. erstrecke sich nur

auf das Gebiet des Freistaats B.; Kassenbezirk

und Innungsbezirk müßten bestimmungsgemäß

übereinstimmen. Daher könne sich der Bezirk

e|«»r Innungskrankenkasse der Baugewerken-
innung zu B. nicht über de»n Bezirk de»r AU-

gemein«en Ortskrankenkasse» de»s Kreises Ci. ei-

strecken. Sie stützte» ihre Ansicht auf den § 82

RGO. und l«eitete aus den Vorschritten über

den Be»schäftigungse>rt gemäfi $ 153 ff. RV* >.

ihr«» Zuständigkeit ab. Demg«egenüber hatte d ¦:

I andesveiband Braunschweiger Krankenkass- n

auf de»n $ 234 der RVO. Bezug genommen

wonach Versie herungspfHchtige, d'w w«eder in

d«en Reiehsknappschaftsverein, noch in «eine !><

sondere» Orts- «o«der eine Betriebs- «oder ein«

Innungskrankenkasse gehören, Mitglieder d«

Allgemeinen Orts» «oder el«»r Landkrankenkass«

ihres Erwerbszweigs ode»r B«eschäftigungsorts
seien. Hieraus folgerte er die Zugehörigkeit
zu «der Allgemein«en Orts- oeler Landkranken
kass,. nur für den Fall, wenn sie nicht aul

Grund von Spezialvorschriften Mitglieder einei
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Sonderkasse sind. Werter wies er darauf hin,

daß § 245, Abs. 3 RVO., der die Zugehörigkeit
zur ßetrie^bskrankenkasse regelt, und § 250,

Abs. 2 RVO., der über die Zugehörigkeit zur

Innungskrankenkasse bestimmt, das gleiche ent¬

halten. Ferner wurde von ihm die grundsätz¬
liche Entscheidung des RVA. vom 27. Mai 1916

angeführt, wonach für die Frage der Zu¬

gehörigkeit zur Betriebskrankenkasse die Vor¬

schriften der §§ 153 ff. über den Beschäftigungs¬
art nicht gelten. Der Landesverband wollte

diesen Grundsatz auch für die Innungskranken¬
kassen angewendet wissen und zitierte zur

Stützung seiner Ansicht eine Entscheidung des

Badischen Verw dtungsgerichtshofe»s, wonach

durch die Mitgliedschaft des Arbeitgebers bei

e»iner Innung auch die Zugehörigkeit der von

ihm beschäftigter versicherungspflichtigen Pe»r-

sonen zur Innungskrankenkasse entschie»den sei,

gle»ichgültig, ob die»se Personen am Betrie»bssitz

de»s Unternehme's oder außerhalb be»schättigt

würden. Nach dieser Entsche»idung kämen die

R«egeln de»r §§ 5, 5a KVG., die dem jetzigen

$ 153 RVO. entspreche nicht zur Anwendung.

Die Auffassung der Allgemeinen Ortskrunken-

kasse» des Kreisens G., der Bezirk de»r Bau-

gewerk«eninnung su Braunsdiweig «erstrecke

sich nur auf das «Gebiet d(»s Freistaats, wäre»

bedeutungslos, we il ein gesetzlicher Zwang der

Zugehörigkeit zur Enn«irngsk_rank«enkasse be¬

stehe». — Hierauf entschied das für zustandig

erklärte Versie herungsamt Braunschweig zu¬

gunsten de»r Inntrngskrankenkasse mit folgender

Be»gründung:
Die Zuständigkeit de»s ang«eg«ang«enen Ver¬

sicherungsamts iolgt aus § 1783, Abs. 2 der

RVO. Im vorli »genden Streitfall handelt es

sich um einen Streit gemäß $ 258 RVO. Die

beteiligten Kassen (gehören den Bezirk«en v«er-

schi«edener Oberversicherungsämter an; es be¬

tdurfte daher einer Bestimmung des zuständigen

Versicherungsamts durch die oberste Ver¬

waltungsbehörde« Der braunserhweigische
Arbeitsrninister hat im Einvernehmen mit dern

pre'ußischeo Mir ister für Volkswohlfahrt das

Ve»rsiche»rungsuint be»im Rat de»r Stadt Braun-

schwerg für zuständig erklärt.

De»r Maurermeister A. ist Zwangsmitglied der

Baug«ewerk«eninntmg zu Braunschweig, da «et

das G«ew«erbe, wofür die Innung errichtet ist,

als ste»he»ndes Gewerbe selbständig betreibt Die

g«enannte Innung besteht tür de»n B«ereich de-s

Kreises Braunschweig, d. h. ihre Mitglieder

sollen ihren Wchnsitz irn Be»zirk de-s Kreis«

Braunsdiweig hab«en; die Vorschriften d« ^ 82

Gewerbeordnung sind innegehalt«en. Der

leitende Gexlanke» für die» gesetzliche Regelung
d«r Kassenzugehörigk«eit war, die» Versich«e-

rungspflic h'igen bei de»r Kass«* zu versichern,

mit der sie» die meisten Berührungspunkte haben.

Man kommt also schon bei verst«ändige»r Würdi¬

gimg eler Bedeutung des wechselnden Be-schäfti-

gungsorts für die Bauarbeiter zu dein Ergebnis,

sie- aus Zw«e kinä ligkeitsgründen immer bei «der¬

selben Kasse, nämlich derj« nigen, ehr ihr

Arbeitgeber als Mitglied angehört, versichert

se in zu lasse n. Aber auch nach «dem Buch-

b«n d« G"s«'tz«*s kann nur die» Innungs¬

krankenkasse in vorstehendem Fall als Ver¬

sicherungsträger in Frage kommen« Der $ 250

der RVO. gibt den Innungen die Befugnis

für die ihr angehörigen Betriebe ihrer Mit¬

glieder eine Innungskrankenkasse zu errichten.

Davon hat die Baugewerkeninnung zu Braun-

schweig Gebrauch gemacht. Es bestimmt nun

weiter der Absatz 2 des $ 250, daß dieser

Kasse vorbehaltlich der §§ 300, 470 die in den

Betrieben beschäftigten Versicherungspflichtigen
angehören, soweit sie nicht nach den §§ 235,

236 landkassenpflichtig sind. In diesem zur

Entscheidung stehenden Fall kommen jene
Ausnahmebestimmungen nicht in Frage. Der

§ 250 enthält eine Spezialregelung, die gegen¬

über den allgemeinen Vorschriften durchschlägt.
Nach § 234 kommen doch die allgemeinen

Kassen nur dann als Versicherungsträger in

Betracht, wenn die Versicherungspflichtigen
ein«er Spezialkasse nicht angehören. Das vor¬

genannte Versicherungsamt stellt sich damit

auf den vom Reichsversicherungsamt und dem

Badischen Verwaltungsgerichtshof prä judi¬
zierten Standpunkt Bei der erwähnten Ent-

sche»idung des Reichsve»rsicherungsarnts handelt

e»s sich zwar um eine» Be»trie»bskrankenkasse\

dejeh treffen die in de»r Begründung «gegebenen
Ausführungen auch auf die Innungskranken¬

kassen zu (cfr. Wortlaut der §S 245, 250 RVO.).

Die Ansicht der Allgemeinen Ortskranken¬

kasse G. wird zweifellos durch das Reichs-

versie'herungsamt widerlegt, inde»m es u. a. aus¬

führt: Auf die Vorschriften des § 153 RVO.

zurückzugreifen, verbietet sich schon deshalb,

we il diese* dem „Allgerne»inen Teil*- «angehören-
den Vorschriften sich darauf be»schränke»n, de»n

Be»griff „Bc»schättigungsort" festzustellen. Sie

könn«en «daher folgerichtig nur bei der Aus¬

legung «derjenige Gesetzesstellen herangezogen

werden, in denen vom Beschältigungort die*

Red«» ist. Das ist weder im § 245 noch im $ 250

der Fall. Erst wenn fe»ststeht, daß ein Versiche¬

rungspflichtiger keiner der im $ 234 erwähnten

Sonde»rkassen zuzuteilen ist und «deshalb in die

Allgemeine Orts- oder Landkrankenkasse ge¬

hört, ist für die Frage der Zuständigkeit n«eben

dem Erwerbszwehg auch der Be-schäftigungsort

mntugebend. Hiernach gehören in eiie Betriebs-

krankenkasse (analog: Innungskrankenkasse!)
ausnahmdos alle im Betrieb beschäftigten ver¬

sicherungspflichtigen Personen oder alle ver¬

siehe rungspflicht igen Personen, ehren Arbeit¬

geber einerZwangsinnung als Mitglied angehört,
gleichgültig, ob sie nur für einzelne aufierhalb

des Betriebssitz« auszuführende* Arbeiten an¬

genommen sind. Eine Abweichung wäre nur

dann zulässig, wenn es sich bei den auswärtigen

Arbeiten um ein«en se-lbständiege»n Betrieb han¬

delte Die fern«er ne>ch herangezogene Ent¬

scheidung des Badischen Verwaltungsge richts-

hofes vom 17. Dezember 1907 bringt den diesr

seits vertretenen Standpunkt noch schärfer zum

Ausdruck. Dort wird insb«esondere hervor-

gehob n. daß durch die Novelle des Jahr« s IS92

zum KVG. Vorschrift», die h«eute in dei

RVO. Aufnahme gefunden haben «den

Innungskrankenkassen der Charakter v< >i

Zwangskass n verliehen sei und eh.* Zugehörig¬

keit versieh* rungspflichtiger Personen zu ( inei

Innungskrankenkasse von d«et Mitgli dse haft

d -> Arbeitgebers bei einer Innung in der Weise1

abhängig gemacht ist, dab, wentx die ZugeheSrig

keit d"s Arbeitgebers zu einer Innui

Frage stehe, «damit zugleich auch die Mitglieo-
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schaft der von ihm beschält Igten Personen bei

der Innungskrankenkasse entschieden sei. Dies

gelte» auch für solche Personen, die nicht am

Betri bssitz des Unternehmers, sondern aus¬

wärts be-schäftigt werebn; di-* Innungskranken-

kass" müsse tür sämtliche in de»m Ge»we»rbe-

be»trie»b ein« s Ianungsrnitglie»ds be»schäftigten

Arbeiter «eintreten. Auch hier ist ausdrücklich

hervorgehoben, daß die allgemeinen Vor¬

schriften übe r de»n Be-schäftigungsort nicht zur

Anweneiung kommen. Ans den ve>rste-hend dar-

gel«egt«en rechtlichen «GrOnden mußte, wie- ge¬

schehen, e nfschieden werden. Es ist somit das

von der Firma A. in B. beim Kanalbau im

Kreise» beschäftigte Pe»rsonal bei der Innunegs-

krankenkasse» der Baug^werkeninnung zu B. zu

versichern. Das Oberversicherungsamt

Braunschweig schloß sir h in einer Entsche-idung

vom 24. Okt«ober 1027 dieser Auffassung an.

R. V.

Nachweis der Einkommensminderung ein^s

Verse: rgungsberechtigten. Entscheidung des

Versichern gsarrts Hamblüg vom 12. AtfgUSl
1027 Tgb. Nr. 209 27. K. M. 8 27. K. Der Re ichs-

f.skrs wird verurteilt, der Allgemeinen Orts-

krar ke : k isse H. das von ihr für de»n Kriegs-

heschäd igten M. aufge-wendete» Versorgnngs-

krankenge-ld im Betrage von 171,15 RM. zu er¬

statten.

Sachverhalt und Gründe : Die Klä¬

gerin hat «d«em ihr ZUge te Uten Krie «gsboschädig-
te n «Gerhard M. vom 23. Pebruar 1926 ab lcdi<g-

lich ei f Grund des Reicl s\ »rsor gur.gsge setxes

Heilbe-har dlung und für die» Zeit vom 2ö. Fe-

brrar bis C|. .Yärz und wrfc der vom 0. April bis

o. Juli 1926 Krank"ngr»!d für 104 Tage insgesamt
171,15 RM. ge-währt. Die Erstatten g des Ver-

sorgurgskranke ngeld<»s h:.t «dal Versorgungs-

amt aLegeh hnt, w< ii < ine» Erwerbsmir de rung

durch «die Erkrankung nicht eingetreten wäre.

Di» Klage rin hat «darat Ihin Klage erhoben und

beantragt den R«rchsfiskrs zur Erstattung d«^

at ige-wer deten Krankengeldes nach $ 14 des

Re-ichs\ e rsoigu: gSg«BSetZ«fS zu verurteilen. Das

Hauptv«ersorgungs«amt Hannover hat gebet«en,
die Klage abzuweisen. De r nähe re Sachv«»rhalt

«eigibt sich aus d*n Schriftsätzen. Die betreffen¬

den Akter d -s Wisorgurgsarnts H. sind ein-

g# /< gen »nd «eingesehen word« n. Der Kiie gs-

besc hä igt. M. hat be i seiner Verne hm« ng vor

dem VeishJier«ungsam! am u. Ai gusl 1(>27 das

Folgt r d» «erklärt:

Nach der Aufgabe seir.es Ladeng«eschäftes in

E. im S« pte mbei 1 ''25 hätte er bis zu s n er Er¬

krankung hn F'br :ar PCO vor; dem V«erkauf

sei: e s Warenlage rs gele bt und insowe-it das G»

n' I äft in seine-: Wohnung weiter betri« be»n. I

litte- Bett«en verkauft, di*- von seü\er Frau g -

näht und g» stopft wordin wären. Bei die v

Arbeiten I *r 5 r Frau geho'fen. Zur

Hat ptsi i he . »re er «aber mit de-m Verkauf be¬

schäftigt ge w« sen. Nach se-iner Erkrankung
bitte dann seine Fi u das G«eschäft alh i.\ weitei

betrieben. Y r die sein Zeitpunkt ab wäre eine*

Mirderurg i: seinem Einkomm«en eing<etreten.
\\ eiten Bew« ise für seine Behat ptung< n könnte

er hei te nicht mehr erbringen, «et hätte s«

ze-it im B d«er Allg«emeinen Ortskranke

kass» in Ge schäf«tsbuch vorgelegt, aus dem der

An- und Verkaul ersichtlich war.
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In eien Akten des Ve-rsorgungsamts befindet

sich Blatt 365 ein Schreiben der Allgemeinen
Ortskrankenkasse an das Versorgungsamt H.

\om 24. August 1026, in welchem mitgeteilt

wird, daß M. auf Grund vorgelegter Geschäfts¬

bücher ein Einkommen von 343 RM. im De -

zember 1025, 300 RM. im Januar 1026, 262,50
Reichsmark im Pebruar 1026 und 64,50 RM. in«

Yärz 1926, dagegen im April 1026 kein Ein¬

kommen gehabt hätte. Danach wäre eine Ein

kommensrninderung im März von etwa 270 RM.

und vom April ab eine Einkommensminderung

von über 300 RM. nachge»wie»se n

Nach § 12 Abs 2 Satz 2 e»rbält der Kriegs¬
beschädigte», der erwerbsunfähig krank ist, nui

insoweit Krankengeld, als sein Einkommen

durch die Erkrankung gemindert ist. Der Dienst-

beschüdigte hat selbstverständlich den Nachweis

zu erbringen, daß eine Einkommensmirderung
ur.d in welcher Höhe sie eingetreten ist. Kriegs¬

beschädigte, die sich durch einen kleinen Er¬

werb oder Handel ein Nebeneinkommen ver-

schaffe»n, sind naturgemäß schwer in der Lage-,
ihr Einkommen, d. h. einen ihre geschäftlichen
Al fw«erdung«en und Unkosten übersteigenden
Verdienst nachzuweisen. Zu geregelter Buch¬

führung sind sie weder verpflichtet, noch im all¬

gemeinen imstande. Wenn sie aber über ihre

Einnahmen und Ausgaben in irgendeiner Form

rege»lmäßige At fzeichnungen gemacht haben, so

müssen, wenn nicht besondere Umstände gegei

di-» Richtigkeit oder Zuverlässigkeit die»ser A» f-

z< ichnunge»n sprechen, «diese als genüge»nd an¬

erkannt werden, um glaubhaft zw machen, dali

ihr Beruf eder ihr Gewerbe ihnen die verzeich-

neten Einnahmen gebracht hat. Eine eidesstatt¬

liche Erklärung zur Bekräftigung der Angaben
oder Aufzeichnungen kann weder das Versor-

gtnigMinfl noch die* Krankenkasse foidcrn, weil

dies«- Stellen rieht zur Entgegennahme eides¬

stattlicher Versiehe»rungen befegt sind. Solche

unter Eid«esstat| abgegebenen Erklärungen
habe n daher kernen anderen Beweiswert als den,

daß der Erklärerde in fe»i<»rlicher Form be¬

schwort oder ge»lobt, die Wahrheit# ge*segt zu

heben. Ein solches Gelöbnis, das von einem

Re ehtsenkundigm in der Me»inur.g de r Strafbar-

keit eines unwahren Gelöbnisses abgegeben

wird« kann allerdings die Glaubwürdigkeit ver¬

stärken. Jeder falls durfte und mußte die Knss*

die- Erklärengen des Die nstbe»schädigten «übei

seine geschäftlichen V«erhältnisse und Ein¬

nahmen, die durch di » Ar.fze-ichnurgen weiter

glaubhaft g-macht waren und deren Glaub-

I aftigk«ett durch die eidesstattlich«* Erklänmg
v«erst&rkt werde, nach der Lage des Falles als

einer genügenden Nachweis betrachten. Es ist

in das pflichtmäßige Ermessen der Kranken»

kassenofgane gestellt, die Glaubheftigkeit d< r

Ar gaben zu prüfen und zu beurteile n. Wenn

«die Kasse, wie in diesem Falle, pflichtn.äßig ver-

fahren ist, die rech Lage «des rall«es n.ög,icher.

Bewe ise vollständig erhoben hat und ai ch aul

Grund d«es persönliche .

En drucks und des L«n-

mur d's <]* s Dienstb«eschädigten zu der Ueber¬

zeugung kommen dui*-, daß die Angaben wahr

sind, so darf die Versorgungsbehörde den Er-

stattui gs«anspru«ch nicht d shalb ablehnen, weil

sie» ihi its meint, daß der Nachweis nicht ge»~

führt sei. Nach Lage des Fall«es konnten weitere

Beweismittel nicht erbracht werde»n und die» vor-



handenen konnten als ausreichend angesehen
werden, um einen wesentlichen Rückgang in den

Einnahmen aus dem Warenverkauf festzustellen.
Es erscheint aich durchaus glaubhaft, dab der

Einnahmerückgang durch den Ausfall des Ehe¬

mannes wesentlich beeinflußt ist, da ein Laden

nicht mehr vorhanden, die Frau nur in der Woh¬

nung tätig war und der Mann Bestellungen
außer dem Hause im Umherziehen aufsuchen

mußte. Die Höhe der Einkommensminderung
mag allerdings zweifelhaft sein. Da aber das

Versorgurgskranxengeld im Durchschnitt nicht

mehr als 1,70 RM. täglich betragen konnte und

betragen hat, so waren Bedenken gegen die An¬

nahme einer Einkomme nsminderung in dieser

Mindesthöhe nicht zu «erheben,

Nachsatz: Das Versorgungsamt hat diese

Entscheidung anerkannt und rechtskräftig wer¬

den lassen.

Rückweg vcm Holen eines LohnVorschusses

nicht unfallversiYhert. Entscheidung des Reichs¬

versicherungsamts vom 3. Oktober 1927 — Ia

2251. 26. Der Bai hrfsarbeiter G begab sich nach

Beendigung der Arbeit gegen 12 Uhr mittags in

das Bureau der Baufirma Wilhelm E., um sich

dort einen Vorschub geben zu lassen. Da der

Prokurist L. keine Zeit hatte, wurde G. zum

Nachmittag wie eler in das Bureau bestellt. Er

fuhr von seiner Wohnung aus gegen 3 Uhr mit

dem Fahrrade dorthin «lind erhielt den erbetenen

Vorschub ausgezahlt. Auf dem Rückwege zu

seiner Wohnung stieß er mit einem Auto zu¬

sammen und «erlitt einen Bruch des rechten

Unterschenke !s. Die Baugewerksbernfsg: nosson-

schaft lehnte» den Anspruch auf Entschädigeng
mit der Begründung ab, dab kein Betriebsunfall
im Sinne «des Gesetzes vorliege. Das Oberver¬

sicherungsarnt verurteilt* dagc ^o\\ die Bau-

gewerksben fgenossenschnft, in das Entschädi-

gungsf«eststellungsv«erfahr«en einzutreten. Es be-

gründete se ine Entscheidung damit, daß «es sich

bei dr Zahlung um einen bereits verdienten

Lohn gehai d »lt habe. Aber auch wenn e»s sich

um eine wi kliche Vorschußleistung gehandelt
habe», stände der Weg nicht außer Zesammen-

hang mit dem Betriebe. Das R« ichsve rsiche-

rungsamt heit r dessen «den ablehnenden Be¬

scheid der Baugewerksbe-n fsgenossenschaft

wiederhergestellt Aus den Grürdcn ist hervor¬

zuheben: während die Lohnzahlung der ord¬

nungsmäßigen Abwicklung des Betriebes dient,
gilt eicht das gh iche fiir Vorschußzahlung« a.

Ein Betriebsinte»resse ist hier nicht erkennbar.

Sie wirken sogar störend, indem sie Mittel des

Betriebes zur Unzeit in Anspruch nehmen und

die» Ang«estelltei des Be triebes, die» sich mit der

Abfertigung der Antragsteller beschäftigten
müssen, von ihrer e ig«entlichen Arbeit abhalten

Der unfallbring«! iMÜe Weg diente» offenbar aus-

schließlich den privat«en Bedürfnissen des Klä¬

gers* Ein rechtlich erheblicher Zusamm«enh«ang
mit dem Betriebe ist au«ch nicht da aus abzu«
leiten, dafi der Kläger, weil der Buchhalter am

Vormittage verhindert war, zum Wiederkommen
am Nachmittage veranlaßt wurde. I)enn damit
wurde- nur d« Wii:.sehen des Klägers ent¬

sprochen. Für d«en Betrieb der Firma war es

ohne- Bedeutung, ob «der Kläger an diesem

läge- einen Vorschuß erhielt oder nicht. Dies

ergibt sich ganz klar BUS d«*r Erwägung, daß

sich der Kläger bestimmt keinem Tadel aus¬

gesetzt hoben würde, wenn er am Nachmittage
nicht mehr erschienen wäre. Da hiernach schon
der Weg zum Baubureau im Sinne des § 545a

der Reichsversieherungsordnung nicht mit der

Beschäftigung in dem Betriebe zusammenhing,
kann naturgemäß dei Rückweg, auf dem sich
der Unfall ereignete, nicht anders beurteilt

werden. Bei dieser Rechtslage kann dahin¬

gestellt bleiben, ob das Baubureau der Firma

für den Klägei eine Arbeitsstätte im Sinne de»s

$ 545a der Reichsversichenungsordnung bildete».

Nach alldem mußte die Entscheidung de»r Vor¬

instanz autgehoben und der Bescheid der Be

klagten wiederhergestellt werden.

Ob Krankenversicherungspflicht der Poliere

vorliegt, ist von Fall zu Fall zu prüfen; die hin¬

sichtlich dieser Personen in der Ange*s*ellten%rer~
Sicherung aufgestellten Grundsätze sind für elie

KV. nicht rechtswirksam. (Entscheidung des

Reichsversicherungsamts vom 22. Juni 1927 —

II K. 109 26 B.)
Tatbestand und Gründe. Die Firma

D. in R. beschäftigt in ihrem Betrieb zwei Po¬

liere, den Zimmerpolier K. und den Polier W.;
letzterer wird auch als Werkmeister der Zimmer-

und Tischlereiwerkstatt bezeichnet. K. hat einen

Jahresarbeitsverdienst von 3900 RM., W. einen

solchen von 3380 RM.; beide sind in der An¬

gestelltenversicherung versichert.

Die Allgemeine OKK. in R. nimmt die beiden
Poliere als versicherungspflichtig nach § 165

Abs. 1 Ziffer 1 RVO. in Anspruch; dagegen
stecht die Arbeitgeberfirma auf dem Standpunkt,
daß sie zu den Angeste»llten in gehobener Stel¬

lung im Sinne des § 165 Abs. 1 Ziffer 2 RVO.

zählen und daher nach § lt»o Abs. 2 RVO. ver¬

sicherungsfrei seien, weil ihr Jahre»sarheitsver-

dienst den Betrag von 2700 RM. übersteige.
Die Firma D. hat Entscheidung des Streits

nach $ -105 RVO beim VA. beantragt. Das VA.

hat zunächst Erhebungen über die Beschäfti¬

gungsverhältrisse der beiden Poliere angeordnet
und dabei folger de-s festgestellt: Im April 1926

waren in de»m Betrieb der Firma D. insgesamt
40 Personen beschäftigt, im Juni 1926 insgesamt
49 Personen, wovon nach einer späteren Fest¬

stelleng 32 Mann auf den Abfuhibe trieb und

einschließlich der beiden Poliere nur 11 Mann
auf das eigentliche» Baugeschäft e»ntfie»le»n; außer-

dem waren 6 Lehrlinge» vorhanden, deren Aus¬

bildung W. oblag; mit dem Abfuhrbetrie b hatten

die Poliere nichts zu tun; zur Ze»it de-r Erhebung
waren beide- Poliere- überwiegend mit körper¬
lichen Arbeiten beschäftigt, schriftliche Ar¬
beiten im Bureau hatten si'- nicht zu verrichten,
zur Annahme und Entlassung von Arbeitern war

W. nur «dann berechtigt, wenn <s sich um Ar¬
beiten auf «entfernten Baustellen handelte*

Das VA. hat am 1(>. Juli 1926 entschieden,
dah die Poliere K. und W. nicht zu den Aiig<-
stellte rt in gehobener Stellung g«ehören, und

ohne Rücksicht auf die» Höhe ihres Jahres-
arbe itsverdienstes krank«enversi«cherurgspflichtig
seien. Die Begründung stutzt sich «darauf, d.iL*

K. end W. übe rwi« gend körperlich mitarbeite.

Hi rge*gen hat die* Firma D. rechtzeitig Be¬

schwerde beim OVA. ir, Sch. eirg< le gi mit d'*m

Antrag, die» Entscheidung de-s VA. aufzuheb«en

und di«» Sache nach § 1799, § 1693 Abs. 1 RVO.
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an das RVA. zur Entscheidung abzugeben.
Diesem Antrag hat das OVA. stattgegeben, in-

de»m es der Entscheidung des VA. bei¬

getreten ist.

Die Abgabe der Sache an das RVA. war zu¬

lässig.

Maßgebend für die hier zur Entscheidung
stehende Erage der Zugehörigkeit eines Arbeit¬

nehmers zu den in § 165 Abs. 1 RVO. auf¬

geführten Pe»rsonengruppen ist, wie das RVA.

mehrfach ausgesprochen hat, die von dern Ar¬

beitnehmer ausgeübte Beschäftigung, nicht die

von ihm geführte Bezeichnung. Eine für alle

Poliere maßgebende Entsche-idung dieser Frage

wäre» daher nur möglich, wenn die Beschäftigung
sämtlicher diese Bezeichnung führender Per¬

sonen die gleiche, festumgrenzte wäre. Dies ist

aber keineswegs der Eall. Die Beschäftigung

•der als Polieie bezeichneten Arbeitnehmer ist

vielmehr nach dt»r Gegend, der Art des zu

fertigenden Werkes und der Grobe des Betriebes

verschieden« Auch der Reichstarifvertrag für

Poliere und Hilfspoliere vom 14. und 15. Se»p-
te»mbor 1923, auf den die Beschwerdeführerin

sich stützt, ergibt dies. Er zählt die» den Polieren

zufallenden Tätigkeiten im § 4 Ziffe»r lc im ein-

zelnen auf, sieht sich je doch genötigt, als Unter¬

art de»r Polie»re die soge»nannten Hilfspoliere ein¬

zuführen, d. h. solche Poliere, welche die unter

§ 4 Ziffer lc aufge»ste»llten Voraussetzungen

nicht voll «erfüllen. Hieraus ergibt sich, daß die*

Bezeichnung und die latigkeit ols Polier auch

nach der Auffassung der beteiligten Arbeit«

geber- und Arbeitnehmerverbände keine durch¬

aus feststehende ist, und dab sich Tätigkeit und

Be»ze*ichnung nicht immer derrken.

Es ist sonach in jedem einzelnen Eall zu

Erüfe»n,
we-lcbe»r Art die Tätigkeit des als Polier

ezeichne*te»n Arbeitnehmers ist. und ob er nach

dieser unter die Angestellte-n de»s § 105 Abs. 1

Ziffer 2 RVO. ode»r unter die» Arbeiter und Ge¬

hilfen des § Itt Abs. 1 Ziffer 1 RVO. einzu¬

reihen ist.

Die für die Abgrenzung die»ser beiden Grup¬

pen mußgebenden Gesichtspunkte hat das RVA.

in seiner Anleitung über den Kreis der nach der

RVO. gegen Invalidität und gegen Krankheit

versicherten Personen vom 26. April 1912 (Amtl.
Nachr. des RVA. 1912 S. 720 ff.) unter Ziffer 37,

38, 41f 42 und 43 des näheren «erörtert Wenn

dort unter Ziffer 38 die Maurerpoliere als zu

den Gewerbegehilfen gehörend angeführt sind,

so gilt dies nach dem oben Ausgeführten, wo¬

nach es auf die Tätigkeit ankommt, ebenfalls

nicht unbedingt, sondern nur soweit, als ihre

Tätigkeit in wirtschaftlicher und sozialer Be*~

ziehung de»r de»s Arbeiters im wesentlichen

gleichwertig ist. Dies war nach «den damaligen
Verhältnissen zu bejahen. Inzwischen hat sich

jedoch, wie aus de rn Inhalt des Reichstarifver-

trags $ 4 Ziffer lc ge-se-blossen werden muß, das

TätigkeitSgebi«et eines Teils dieser Poliere er¬

weitert, und ist ihre Stellung gegenüber der

ein«es Arbeiters zu einer gehobenen geworden«
Sie ähnelt der eines Werkmeisters, der e-ine

Mittelstufe» bildet zwischen den Betriebst* amten

und den Gewerbegehilfen (V«orarbeiter, Ar¬

beite! ).

Inwieweit dies im Einzelfall zutrifft, d. h. in¬

wieweit bei eiern die- Bezi ichnung Polie»r führen¬

de Arbeitnehmen die anordnende sowie beauf¬

sichtigende Tätigkeit oder die körperliche Mit¬

arbeit überwiegt, ist Tatfrage und kann nur von

Fall zu Fall entschieden werden; sind beide

gleich umfangreich, so wird zu prüfen sein,
welche Tätigkeit der Stellung des betreffenden

Poliers das ihr eigene Gepräge gibt. Ueber-

wiegt hiernach die leitende und beaufsichtigende
Tätigkeit, ist die Stellung des Poliers die eines

Angestellten im Sinne des § 165 Abs, 1 Ziffer 2

RVO., während umgekehrt die Angestellten¬
ergenschaft ausgeschlossen sein muß, sobald

feststeht, daß die körperliche Mitarbeit über¬

wiegt.

Das VA. hat zutreffend festgestellt, daß die»

Poliere K. und W. überwiegend körperlich mit¬

arbeiten; es hat daher in seiner Entscheidung
mit Recht die Angestelheneigenschaft im Sinne

des § 165 Abs. 1 Ziffer 2 RVO. verneint und

ihre» Krankenversicherungspflicht nach § 165

Abs. 1 Ziffer 1 RVO. bejaht.

Die Beschwerdeführerin macht nun unter Be¬

rufung auf die vom Reichsarbertsminister unter

dem 8. März 1924 aufgestellte Bestimmung von

Berufsgruppen in der Am^cstelltenversicherung
ge»ltend, Poliere müssen als Angestellte ange>-

se-hen werden, denn sie seien generell in die

Berufsgruppenbestimmung aufgenommen und

dürfen also nicht unterschiedlich behandelt

werden. Diese Ausführungen gehen schon um

deswillen fehl, weil die Anerkennung der Poliere

als Angestellie im Sinne des § 1 Abs. 1 Ziffer 2

de»s AVG. grundsützlich nicht auch zugleich für

die Erage entscheidend ist, ob Poliere in der

Krankenversicherung als Angestellte im Sinne

des § 165 Abs. 1 Ziffer 2 RVO. anzusehen sind.

Nur in dem beschränkten Umfang des § 194

AVG. ist den von den Instanzen der Ange¬

stelltenversicherung getroffenen Entscheidungen
Verbindlichkeit auch für einen anderen Ver¬

sicherungszweig, nämlich für die Invalidenver¬

sicherung, beigelegt. Daraus ergibt sich, daß,

soweit das Gesetz nicht ausdrücklich das Gegen¬
teil vorschreibt, sich die Rechtswirksamkeit von

Entscheidungen auf den Versicherungszweig
beschränkt, in dem sie ergangen sind. Danach

haben die Instanzen der Krankenversicherung

selbständig darüber zu entscheiden, ob die An¬

gestellteneigenschaft im Sinne des § 165 Abs. 1

Ziffer 2 RVO. gegeben ist. Für diese Entschei¬

dung ist einzig die Gesetzesbestimmung des

§ 165 RVO. maßge»bend. Ueber die Frage, ob

und in welchem Umfange die sogenannte ge¬

mischte Tätigkeit der Poliere ange*stelltenver-
sicherungspflichtig ist, liegt im übrigen eine

Entscheidung des Angestelltensenats des RVA.

bisher nicht vor; auf die früher vor Aufstellung

des Berufskatalogs ergangenen Entscheidungen
des Oberscbiedsgerichts kann insoweit nicht

ohne* weiteres zurückgegriffen werden (zu vgl.
über die gemischte Tätigkeit der Poliere auch

Dersch, Kommentar zum AVG., S. 160 Anm. 7a

zu § 1 des Gesetzes).

Ohne rechtliche» Bedeutung ist hiernach auch

eine gemäß § 193 des AVG. abgegebene Er¬

klärung des Arbeitgebers und des Arbeitneh¬

mers, durch die» der letztere d«er Angestellten¬
versicherung unterstellt wird. Ein derartiger

Einfluß des Parteiwillens auf die Versicherungs¬

pflicht ist der Krank«enversicherung fremd, er
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wäre mit § 165 RVO. nicht vereinbar, weil hier
«die Versicherungspflicht an be?stimmte, von

Amts wegen zu prüfende Voraussetzungen ge¬
knüpft ist; eine Erklärung des Arbeitgebers und
Arbeitnehmers nach § 193 des AVG. kann also
nicht etwa die Ange?stellteneigenschaft im Sinne
des § 165 Abs. 1 Ziffer 2 RVO. begründen.
Das gleiche gilt von der Bestimmung des

Tarifvertrags (§ 4 Ziffer 3), wonach Poliere
der Angestelltenversicherungspflicht unterliegen.
Auch eine derartige Bestimmung ist lediglich
Parteivereinbarung und kann als solche auf die

Entscheidung darüber, ob «die Voraussetzungen
des § 165 Abs. 1 Ziffer 2 RVO. gegeben sind,
nicht von Einfluß sein.

Der Umstand, daß die Poliere K. und W. in
der Angestelltenversicherung versichert sin«d, ist
somit für die zur Entscheidung stehende Frage
ohne Bedeutung.
Die Beschwerde gegen die, wie bereits aus¬

geführt, zutreffende Entscheidung des VA. war

hiernach als unbegründet zurückzuweisen.

Zwei ablehnende Entscheidungen d«es Reichs¬

versicherungsamts zu § 545a RVO. — Weg zur

Betriebsstätte —.

1. Der Maschinenarbeiter S. verunglückte am

18. Januar 1926 auf der Treppe vom vierten
zum zweiten Stockwerk, als er sich zum Früh¬
stück in die Wohnung seines Sohnes und von

da zur Betriebsstätte begeben wollte. Der Ver¬

unglückte hatte im vierten Stockwerk seine
Schlafkammer und nahm die Mahlzeiten regel¬
mäßig bei dem im zweiten Stockwerk wohnen¬
den Sohne ein. Das Reichsversicherungsamt,
siebenter Rekurssenat, hat den Entschädigungs¬
anspruch durch Urteil vom 4. Mai 1927 (Ta 581.

26) abgelehnt. Aus der Begründung ist hervor¬
zuheben: Wenn der Kläger, wie es den Anschein

hat, bei seinem Sohne im zweiten Stock des
Hauses Bahnstr. 35 in U. wohnte und im vierten
Stock desselben Hauses lediglich seine Schlaf¬
kammer hatte, dann begann der Weg des Klä¬

gers zur Arbeitsstätte erst mit dem Verlassen
der im zweiten Stock belegenen Wohnung des
Sohnes. Das gleiche hat aber auch zu gelten,
wenn der Kläger zwar im vierten Stock wohnte,
sich aber tagtäglich zur Einnahme der Mahl¬
zeiten oder auch nur einzelner, insbesondere des

Frühstücks, regelmäßig in die Wohnung seines

Sohnes im zweiten Stock begab. Auch in diesem
Falle gehörte die Einnahme des Frühstücks
ebenso wie die Nachtruhe zu den eigenwirt¬
schaftlichen Verrichtungen des Klägers und be>
fand sich dieser auf dem Wege zum Frühstück
noch innerhalb seines häuslichen Wirkungs¬
kreises. Von einem Verlassen seiner Häuslich¬
keit und dem Beginn des mit der Beschäftigung

im Betriebe zusammenhängenden We?ges nach
der Arbeitsstätte kann auch in diesem Falle erst

gesprochen werden, wenn der Kläger nach dem
Frühstück die Wohnung seines Sohnes verließ,
um sich zur Arbeit zu begeben.

2. Der Kläger wohnte mit seinem Sohne in
einem Unterkunftsraum auf der Arbeitsstätte
in Z. Nur Samstags fuhr er zu seiner Familien¬

wohnung, um Montags früh zu seiner Arbeits¬
stätte zurückzukehren. Auf einer solchen Fahrt
von der Arbeitsstätte nach seiner Familien¬

wohnung erlitt der Kläger einen Unfall. Das

Reichsversicherungsamt hat diesen Unfall durch
Urteil vom 23. Mai 1927 (Ia 5950. 26) als Be¬
triebsunfall abgelehnt. Aus der Begründung ist
hervorzuheben: Die Tatsache, daß der Klager
nur über Sonntag zu seiner Familienwohnung
nach K. fuhr, stempelt die?se Fahrt zu einer

privaten Besuchsfahrt, zumal da diese Fahrt
nach den Angaben des Klägers rein eigenwirt¬
schaftlichen Zwecken diente; denn die Erfüllung
familiärer Pflichten, die Üeberwachung der
häuslichen Geschäfte, Waschen- und Flicken¬
lassen der Arbeitskleidung und die Ablieferung
des Arbeitsverdienstes hatten mit den Betriebs¬
zwecken nichts gemein. Die Fahrt hing zwar

mit der Tatsache zusammen, daß der Kläger
in großer Entfernung von seiner Familienwoh¬

nung Arbeit genommen hatte, aber nicht, wie
das Gesetz verlangt, mit der Beschäftigung, d. h.
der täglichen Tätigkeit im Betriebe. Das OVA.

legt auch zu Unrecht Wert darauf, daß für die

Benutzung des Unterkunftsraums auf der Be¬
triebsstätte in erster Linie Interessen des Be¬
triebes maßgebend gewesen seien. Diese Fest¬

stellung erklärt es vielleicht, daß der Kläger
sich mit dieser an sich unzureichenden Unter¬
kunft zufrieden gab und von der Beschaffung
einer besonderen Wohngelegenheit absah. Sie
läßt aber die Tatsache bestehen, daß der Kläger
den Mittelpunkt seines außerberuflichen Lebens,
seinen gewöhnlichen Wohnaufentholt für die
Dauer seiner Beschäftigung in Z. dorthin ver¬

legt hatte und die Fahrten nach K. als Besuchs¬

fahrten unternahm. Daß der Kläger dann durch

das örtliche Zusammenfallen von Wohnung und

Arbeitsstätte überhaupt keinen Weg nach und

von der Arbeitsstätte zurückzulegen hatte, ließ

ihn nicht nur des erweiterten Versicherungs-
schutzes nach § 545a der RVO. entbehren, son¬

dern auch der erweiterten Unfallgefahr, die mit

einem solchen Wege zusammenhängt und den

erweiterten Versicherungsschutz rechtfertigen
würde. Der Weg nach K., auf dem der Kläger
den Unfall erlitten hatte, konnte deshalb als
ein mit der Beschäftigung irn Betriebe zu¬

sammenhängender Weg von der Arbeitsstätte»

im Sinne des § 545a der RVO. nicht angesehen
werden.

AUFGABEN UND LÖSUNGEN

1. Aufgabe.
Eine freiwillig weiterversicherte Wöchnerin,

die als Ehefrau nur ihre Wirtschaft versorgt,
erhielt gemäß § 195a RVO. vom 15. August bis
24. Oktober 1927, also vier Wochen vor und

sechs Wochen nach der Entbindung, das

satzungsmabige Wochengeld. Die Niederkunft

fand am 12. September statt. Die Krankenkasse

verlangt von der Versicherten für die Zeit vor

der Entbindung die Kassenbcitnige, erkennt aber

die Beitragsfreiheit für den Wochengeldbezug
nach der Entbindung an. Sie begründet ihre
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Rechtsauffassung damit, daß die Versicherte bis

zur Niederkunft arbeitsfähig war und nur wäh¬

rend der sechs Woc hen nach d«»r Entbindung
arbeitsunfähig gewesen ist. Die» Wöchnerin ve»r-

langt völlig«* Beitragsfreiheit während des

Woe he»nge»ldbezuges.

1. Frage: Ist die Beitragsforderung der Kasse¬

berechtigt?

2. Frage: Auf Grund welcher gesetzlichen
Vorschritten?

2. Aufgabe».
Ein Arbeitgeber, der schon wiederholt Wegen

M(-ld<v<rgehens bestraft worden ist, hatte einen

Arbe-iter vom I, August bis zun\ 17. September
1996 geigen einen Wochenlohn von 30 RM. in

seinem Be»trie-be beschäftigt, aber nicht zur Kran-

ke»nkasse gemeldet. Am 12. November 1926. acht

Wochen nach Beendigung der Beschäftigung,
kam der Kasse das Be-schäftigungsverhiiltnis zur

KVnntnis. Sie forderte von dem Arbeitgeber die

Beiträge vom 1. August bis zum 12. November
nach. Di«eser erkennt seine Beitragspflicht für

die wirkliche Boschäftigungsdauer an, bestreitet

aber, nach der Entlassung des Arbeiters zur

Beitragszahlung verpflichtet zu sein. Da er

kerne» Anmeldung bewirkt habe, könne die Kasse»

nach seiner Ansicht, auch nicht die Fortzahlung
de»r Beiträge wegen unterlassener Abmeldung
verlangen. Das Versicherungsamt, dem elie fort-

ge»se-tzte»n Me»ldevergehen de»s Arboitge»bers be¬

kannt waren, wies seinen Einspruch gegen die»

Beitragsforderung der Kasse zurück, verringerte»

diese jedoch bis zur Höchstdauer von vier

Wochen nach dem Beschäftigungsende.
1. Frage: Bestand die Beitragsforderung nach

dern Beschäftigungsende zu Recht?

2. Frage: Für welche Zeit?

3. Frage: Durfte das Versicherungsamt diese

Forderung herabsetzen?

3. Aufgabe.
Ein Arbeitgeber hatte trotz wiederholter Auf¬

forderung der Krankenkasse für seine versiche¬

rungspflichtig Beschäftigten keine Meldungen
e»ingereicht. Infolgedessen setzte die Kasse zur

Berechnung der Beiträge zwangsweise einen
Grundlohn fest, wie er in der Regel für Ver¬
sicherte gleicher Art in gleichartigen Betrieben
üblich ist, berechnete nach diesem die Beiträge»
und zog sie im Wege der Zwangsbeitreibung ein.
Die Zahlung erfolgte am 30. Dezember 1926. Am
10. Juli 1927 verlangte plötzlich der Arbeitgeber
die Rückerstattung des Betrages, den die Kasse
auf Grund ihrer Schätzung als Kassenbeitrag
zuviel erhoben hatte. Er wies dabei nach, daß
der tatsächliche Verdienst seiner Beschäftigten
den angenommenen Lohn nicht erreichte und

demzufolge der zwangsweise eingezogene Bei¬

trag höher gewesen ist als der Kassenbeitrag,
den er nach dem Verdienst der Versicherten zu

zahlen verpflichtet war.

1. Frage: Ist die Rückforderung der Beitrags¬
differenz begründet?

2. Frage: Welche gesetzlichen Vorschriften
rechtfertigen eine Ablehnung?

Literatur.
Meyer* Lexikon in 1J Binden. Siebente, völlig nen-

Uarbeitctc Auflage. Lch«,r 160«000 Artikel und Verweisun¬

gen auf etwa 20 000 Spalten Text mit rund 5000 Abbildun¬

gen, Karten und Planen im Text; «tot« etwa 610 «besondert

Bildertafclu (dm unter % farbige) und 140 Karteabeilagcn,
4'» Stadtpläne sowie «WO Text- und statistische Ucbcr-

lichte«. Hand 1 in Malbleder gebunden 30 RM. (Verla«
des Bibliographischen Instituts in Leipzig.) — Als der

Vertat ven etwa 4 Jahren anzeigte, daß die Inflationsnote

die DarchtBhrang des damals schon länger vorbereiteten

rnterruhrnens unmöglich machten, stellte die Presse mit

seltener Einmütigkeit bedauernd fest, daß damit dvr ganzen

Well vm unschätzbarer Kulturwert verlorengehe. Um so

gröler ist die Freude, daß der „Meyer" nun doch wieder

/n neuem 1 eben ersteht. Fs i-t ohne weiteres klar, daß

einem Nachschlagewerk von 20, mit den Supplementen so¬

gar 24 B.mdvn. wie es dic sechste Auflage v^ar. heute die

w irtsduftliche Grundlage, bei den rewaltigea Fortschritten
der Lexikographie aber auch die innere Berechtigung fehlt.

Deshalb scheint uns die Bemessung der siebenten Auflage
auf 12 Binde eine sehr glückliche, ja endgültige Lösung
/u sein, lind die Trage von Zweiflern, ob denn in einem

Zwölfbänder der gewaltige StoH in befriedigender Weise

gemeistert werden kann, darf nach dem ersten bis ..Bcch-

itein" reichenden Bande mit aller EntschJ«rdenheit bejaht
werden. Dnreh geschickte Qliedemng und Umgruppiert!
durch Ausschabung vom Veraltetem und für unsere Zeil

Unwesentlich«tm und durch Vermeidung unnötiger Breiten
wird sogar eine nicht unwesentliche Vermehrung der Stich-

wörter der früheren Auflage gegenüber erreicht; dabei

haben Gegenwartsfragen nach Maßgabe ihrer Bedeutung —

man sehe sich nur die Unmenge Artikel an. die mit Arbeit

und Arbeiter beginnen — eine bevorzugte Hehandiung ge¬

funden. Die rückhaltlose Bewunderung, die man der Ab¬

fassung der Artikel /ollen muß. von denen viele Hunderte

mich durch anschauliche Textbilder erläutert oder crgixnzt

werden, verdienen fast in noch gesteigertem Maße die etwa

90 Bildertafcl.i und Karten, die in den modernsten Druck-

\ erfahren farbig und schwarz musterhaft hergestellt sind

und abgesehen von ihrem hohen sachlichen Wert auch

bildlich eine Augenweide darstellen. Papier und Druck

sind einwandfrei, wie auch dem gediegenen Einband von

der Künstierhand des Professors Steiner-Prag ein be¬

sonderes Lob gezollt werden muß. Nach dem ersten Band

zu urteilen, verspricht der neue ..Meyer*4 eine Meister-
leistung allerersten Ranges zn werden, die man schon

letzt als ein Ereignis von nicht alltäglicher Bedeutung
herausheben muß. Das allmähliche Erscheinen der Bände.

die sich in 4 bis 5 Monaten folgen sollen, erleichtert ihre

Anschaffung. Daß sie bei der Entwertnag des <ic!des

scheinbar teurer sein müssen als die der letzten Auflage,
kann» heute nicht wundernehmen. Der Verlag hat zunächst

nur den Preis des ersten. 53 Bogen umfassenden Bandes

mil 30 Mark festgesetzt; es ist aber zu hoffen, daß die

weiteren Bände billiger werden, wozu naturlich ein flotter

Absatz nicht unwesentlich beitragen kann. Möchte ein

solcher der Lohn für das kühne Wagnis sein, das das

Bibliographische Institut auf sich genommen hat. Es

schafft im neuen ..Meyer44, der nach dem Kriege das erste

trotte Lexikon ist. einen Kulturwert für die zanze Welt.

dem alle Förderung und höchste Verbreitung zu wün¬

schen ist.

Alle hier oder anderweitig angezeigten Bücher und Schriften können bezogen werden durch «die
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Auch Ihren Hinterbliebenen wird Witwen- und Waisenrente gewährt.
DerKasse kann jedesMitglied desZentralVerbandes,derAngestellten
beitreten, das nicht erwerbsbehindert oder krank ist Qber 50 Jahre

alte Personen und Personen, die mit einem Körperschaden oder

Geburtsfehler behaftet sind, der die Erwerbsfahigkeit beeinträchtigt,
können nicht aufgenommen werden. Die Leistungen werden nach

Anteilen und der Dauer der Mitgliedschaft berechnet. Sie können

bis zu 5 Anteile erwerben. Der monatlich im voraus zu zahlende Bei¬

trag beträgt für jeden Anteil

2,— Mark bei Eintritt nach Vollendung des 30. Lebensjahres
J-JU
0000 m m *+m\ m

m* 0 0 0.0 n n
^"'

m

1,— n n » vor „ m
30. bis zum

vollendeten30. Lebensjahre. Dann sind auch von diesen Mitgliedern
2,— Mark monatlich zu zahlen.

Pur diesen geringen Beitrag gewährt Ihnen die Kasse für jeden
Beitragsanteil ein jährliches Ruhegeld, es beträgt nach einer Bei¬

tragsleistung von
5 Jahren

. . . 150 Mark 15 Jahren
. . .

200 Mark
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190
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25 Jahren
. . . 250 Mark

Ihre Witwe erhält 50 v. H. des Betrages, der Ihnen als Ruhegeld an

Ihrem Todestage zugestanden hätte oder gewährt worden ist. Die

Waisenunterstützung beträgt 15 bis 25 v. H. des Ruhegeldes.
Seien Sie sich Ihrer Verantwortung gegen sich selbst und Ihre
Familie bewußt.

Werden Sie sofort Mitglied!
Säumen Sie nicht länger; jeder Tag bedeutet einen Gewinn für Sie
und Ihre Familienangehörigen. — Aufnahmepapiere und jede ge¬
wünschte Auskunft erhalten Sie bei Ihrer «Ortsgruppe oder von der

Hauptgeschäftsstelle des Zentralverbandes

der Angestellten, Berlin SO 36, Oranienstraße 40/41


